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Deut ſchland. 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 


19. Situng des Abgeordnetenhauſes (vom 25. Februar.) 
11 Uhr. Am Vuniſerüiſch Camphauſen, Leonhardt und Achenbach mit 


zahlreichen Commiſſarien. 0 bar 
a e ein Geſetzentwurf, betreffend einige 


Eingegangen ſind vom 
Abänderungen der Vorſchriften für die Veranlagung der Klaſſenſteuer, vom 
Finanz⸗ und Handelsminiſter ein Geſetzentwurf, betreffend die Abtretung 
r Bank an das Reich, vom Juſtizminiſter ein Antrag 
auf Ermächtigung der ſtrafrechtlichen Verfolgung der „Deutſchen Volkszei⸗ 
EN in Hannover wegen Beleidigung des Abgeordnetenbauſes. 

bne Debatte erledigte das Haus in dritter Berathung den Geſetzent⸗ 
wurf, betreffend die für die Berechnung der Transſeriptions⸗ und 
Inſcriptionsgebühren beim rheiniſchen Hypothekenweſen zu Grunde 
u legenden Sprungf ätze, dechargirt dann auf Grund eines mündlichen 
erichtes der Vudgetcommiſſion die Rechnungen der Kaſſe der Ober ⸗ 
rechnungskammer für 1873, ſo weit ſie ſich auf die preußiſche Verwal⸗ 
a und genehmigt in janier Leſung den ene betreffend 
die Deckung der bei der Begebung der Eiſenbahnanleihe aus dem 
Jahre 1868 entſtandenen Coursberluſte. 


7 1 wird die zweite Berathung des Etats der Juſtizverwaltung 
ortgeſetzt. 
Bei Cap. 79 (Gerichte erſter Inſtanz) macht Abg. Stengel auf 


die unzulängliche Ausſtattung der Localitäten der unteren Gerichte aufmerk⸗ 
ſam, welche die Sicherheit der Grundbücher in Frage ſtellt. Das Haus 
würde für den Zweck eines beſſeren Schutzes für dieſe unerſetzlichen Docu⸗ 
mente die Mittel zu gewähren gewiß bereit ſein. 65 . 

Geh. Rath Starke acceptirt dieſe Anregung mit beitem Dank und 
Die die Staatsregierung bei der Aufitellung des nächſten Etats ihr Folge 
geben. 

In Bezug auf eine vom Abg. Lehfeldt gewünſchte Gehaltsaufbeſſerung 
für die Kanzliſten weiſt Geh. Rath Rindfleisch darauf hin, daß der Etat 
an einer anderen Stelle biejer Kategorie von Unterbeamten bereits eine Zu⸗ 
lage von 3000 Mark gewährt. 

Abg. v. Heereman: Am 15. Januar d. J. wurde in Unterſuchungs⸗ 
a wegen Preßvergehen der Redacteur des „Weſtfäliſchen Merkur“ Dr. 

inkler in Münſter verhaftet, und da es zur Zeit in Münſter kein Ge: 
richtsgefängniß giebt, in das dortige Zuchthaus abgeführt. Dort wurde ſein 
Nationale aufgenommen, und er, nachdem ihm ſein Geld abgenommen, in 
Gegenwart eines Züchtlings, eines Hausdieners und eines jungen Appli⸗ 
lanten vollſtändig entkleidet. Der Director der Anſtalt war abweſend. Nach 
dieſer Behandlung wurde der Gefangene in eine Zelle gebracht, die eine 
vollſtändige Zuchthauszelle war, nur möblirt mit einem Strobſack, einem 
Schemel und einer alten Lampe. Er wurde am nächſten Morgen in Reih 
und Glied mit den anderen Züchtlingen ärztlich unterſucht. Er mußte um 
6 Uhr Abends die Lampe löſchen und um 5 Uhr Morgens aufſtehen. Auf 
feine Beſchwerde wurden ihm am folgenden Tage einige Erleichterungen und 
Bequemlichkeiten, wie ein reiner Bettüberzug, Matratze und Schreibmateria⸗ 
lien gewährt. Alles dies wurde ihm jedoch den nächſten Tag wieder ent⸗ 
1115 mit Rückſicht auf einen Artikel im „Weſtfäliſchen Merkur“, der ſeine 

isherige Behandlung ſchilderte. Er beſchwerte ſich aufs Neue und hierauf, 
alſo erſt am 4. . nach ſeiner Verhaftung, gelang es ihm eine einiger⸗ 
maßen anſtändige Behandlung zu erlangen. Ein ähnlicher Fall iſt folgen⸗ 
der: Mehrere katholiſche Prieſter aus dem Regierungsbezirk Düſſeldorf wur: 
den in Folge Conflicts mit den Beſtimmungen der Maigeſetze verhaftet und 
in die Strafanſtalt in Cleve abgeführt und dort in völlig gleicher Weiſe wie 
alle Züchtlinge der Anſtalt behandelt. Ihre Strafzelle war 25 eng und 
ſo 0 daß ſie als Durchgang zu einem großen Strafſaal diente, ſo 
daß die Inſaſſen dieſer Zelle gezwungen waren, die nicht ſehr angenehmen 
Geſprache der 1 — mit anzuhören. In dieſe enge Zelle aber wurden 
noch mit den Geiſtlichen zuſammen zeitweiſe abwechſelnd W aufge⸗ 
Sauen Landſtreicher, Vaganten, Diebe und jugendliche Verbrecher. Der 
Raum war dadurch oft fo beengt, daß die Strohſäcke, auf denen die Inſaſſen 
ſchliefen, ſich unmittelbar berührten. Die Geiſtlichen wurden gezwungen zu 
arbeiten und mußten Düten kleben. Die Nahrung, die ihnen vorgeſeßt 
wurde, zeigte ſehr häufig die Spuren von Ratten und Mäusen, die in den 
Magazinen gehauſt hatten. Dreimal des Tages wurden die Geiſtlichen unter 
den Augen der übrigen Sträflinge zu den Aborten des Gefängniſſes ge: 
führt; was für weitere Jatalitäten ſich für dieſe Männer dort anſchloſſen, 
kann ich ‚bier nicht ausſprechen. 

Ich unterlaſſe jede weitere Kritik dieſer Thatſachen, zumal ich insbeſon⸗ 
dere das Verfahren der Regierung jr Düſſeldorf in einer parlamentarifchen 
Weiſe nicht bezeichnen kann, ich denke aber, das Gerechtigkeitsgefühl Aller in 
dieſem Su wird mir zugeſtehen, daß dies wahrhaft entſetzliche Zuſtände 
ſind. Die Strafe ſoll eine Sühne für das verletzte Recht ſein. Dieſem Satz 
wird durch ſolch ein Verfahren geradezu ins Geſicht geſchlagen. Die Be⸗ 
völkerung verliert bei ſolchen Vorkommniſſen nachgerade das Gefühl, daß fie 
durch die Geſetze vor Mißhandlung noch geſchützt ſei und ſieht in dieſer Be⸗ 
handlungsweiſe nicht ſowohl eine Sühne des Geſetzes, ſondern eine perſön⸗ 
liche Rache gegen einen Wehrloſen. Ich kann verſichern, daß in dieſer Be⸗ 
ziehung bereits ein Zug des tiefiten Unwillens und der Erbitterung durch 
die gm Bevölkerung der weſtlichen Provinzen geht. Ich hoffe wenigſtens, 
der Juſtizminiſter wird uns hier erklaren, daß gegen folche offenbar völlig 
geſetzwidrige Vorkommniſſe 5 7 die Zukunft Remedur geſchaffen werde, und 
755 4005 der des Innern, zu deſſen Reſſort die Strafanſtalt zu 

Fleve gehört. 

Geh.⸗Rath Starke; Ueber den ahr, 1 85 bat der Juſtizminiſter ſofort, 
als er davon aus den Zeitungen erfuhr, Bericht gefordert, der ihm jedoch 
keinen Anlaß zur Remedur gab, da eine ſolche von Seiten des dortigen 
Kreisgexichtsdirectors inzwiſchen ſchon eingetreten war. Die Sache liegt aber 
doch infofern etwas anders, als die Verhaftung des Dr. Winkler zwar am 
15. erfolgte, am 17. aber ein gegen den Gefangenen früher ergangenes Er⸗ 
lenutniß rechtskräftig wurde, fo daß derſelbe von dieſem Tage an nicht mehr 
Unterſuchungsgefangener, ſondern Strafgefangener war. Der peace Fall 
gehört, wie der Vorredner ſelbſt erwähnte, in das Reſſort des Ministeriums 
des Innern, und kann ich daher hier bei Berathung des Juſtizetats auf den⸗ 
ſelben nicht eingehen. 8 

zn Kanngieher lenkt die Aufmerkſamkeit des Juſtizminiſters auf die 
Verſtärkung des Bibliothekfonds bei den Gerichten hin. Ein Fonds von 
200 Thalern, wie er z. B. für das Appellationsgericht zu 1 1 an⸗ 
geſetzt it, erſcheint völlig unzureichend. Es kommt vor, daß bei den Kreis⸗ 


richtsordnung vorhanden iſt. ch fortſchreitende 


dare n den neuen Geſezen unentbehrlich; fie find aber bei ihrem lärglichen 
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rung dieſes Fonds um 6000 Thlr. 


elde enn bereits ein ſo ſtarker Conflict 
alle dings kürzlich auf das Stärkſte berihärft, worden 
eradezu die Frage Papſtes, ee une E pes 
löni ehöriger 
borgen denen ober Unserthan des Papſtes fein will. Sie heute hier 
orgelührten Thatſachen verdienen aber gewiß die ernſteſte Erwägung des 
Hause Toimohl wie der Regierung. es muß im hochſten Maß das Nlechts⸗ 
cfühl verleben, wenn ein Unterjuhun Sgefangener. wegen Preßvergehen ins 
uchthaus gebracht wird. Ebenſo berdient das P ſolchem Grade inhumane 
„ en a f. ſten Tadel und die ſchärfſte 
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um ſo mehr veranlaßt Ard ſich durch dieſe Debatte 


1 en, die Reform des Gefangnißweſens energiſch in führen. (Beifall.) 


Sechs undfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


die Hand zu nehmen und ſofort wenigſtens durch eine angemeſſene Inſtruc⸗ 
125 für eine anſtändige Behandlung der politiſchen Gefangenen Sorge zu 
ragen. 

Ich babe zwei andere Punkte bei dieſem Capitel zur Sprache zu bringen. 
1 iſt bekannt, unter welchem e Mangel von Richtern wir gegen⸗ 

ärtig in Preußen leiden. Dem Uebel kann einigermaßen abgeholfen werden, 
wenn der Juſtizminiſter, wie er bereits in einzelnen Fällen früher gethan, 
eine ganze Reihe von Gerichtscommiſſionen und Deputalionen, bei denen die 
Richter in keiner Weiſe genügend beſchäftigt ſind, aufhebt und an die ordent⸗ 
lichen Gerichte uͤbergiebt. — Es find ferner bekanntlich die Gehälter der 
Räthe, Staatsanwälte und Kreisgerichtsdirectoren nach der Anciennetät in 
der ganzen Monarchie, nicht mehr nach der bei den einzelnen Gerichten be⸗ 
meſſen worden. Die Richter erſter Inſtanz aber ſind zur Zeit von dieſer 
allgemeinen Etatiſtrung noch ausgeſchloſſen. Ein prineipieller Grund für 
dieſe Ausnabmeſtellung liegt nicht vor. Sollten der allgemeinen Durchführung 
dieſer Maßregel erhebliche practiſche Schwierigkeitea entgegenſtehen, jo würde 
ſich wenigſtens eine Etatiſtrung der Richter erſter Inſtanz nach den einzelnen 
Propinzen dringend empfehlen. 

Miniſterialdirector Wenzel: Die Staatsregierung kann a Mangel 
an richterlichen Kräften zu ihrem Bedauern nicht vollſtändig abhelfen. Es 
iſt jede mögliche Abhilfe, auch die vom Vorredner empfohlene, bereits verſucht 
worden, und wird die Regierung dieſem Punkte auch ferner ihr reges 
Intereſſe zuwenden. Was die zuletzt berührte Maßregel betrifft, ſo liegen 
die Schwierigkeiten zu ihrer Durchführung auf rein pracliſchem Gebiete. Die 
Erfahrung lehrt, daß gerade in denjenigen Departements, die die geſuchteſten 
ſind, die Gehaltsverhältniſſe am ſchlechteſten ſind, und am beſten in denen 
die am wenigſten geſucht find. Bei Durchführung der vorgeſchlagenen Maß⸗ 
regel würden wir kaum in der Lage ſein, für die öſtlichen Propinzen die 
Richter zu gewinnen. Ein Richter wird ſich natürlich nicht um eine Stelle 
in Kaukehmen bewerben, wenn er daſſelbe Gehalt in Wiesbaden erhält. 
Es iſt aus dieſen Gründen bisher die Durchführung dieſer Maßregel un⸗ 
möglich geweſen. 7 ; 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Dem Abgeordneten Windthorſt kann ich 
verſichern, daß der zuletzt entwickelte Gedanke von mir bereits ſeit meinem 
Amtsantritt als Juſtizminiſter befolgt worden iſt. Ich hätte ihn ſehr gerne 
vert rt fahr allein die eben dargelegten Gründe haben es bis jetzt 
verhindert. 7 

Geh. Rath Starke: Daß der e eee in Münſter in ein 
Zuchthaus gebracht wurde, iſt allerdings nicht in der Ordnung, aber es giebt 
doch ausnahmsweiſe Umſtände, die es erklären. Das Gefängniß in Münſter 
ii nämlich gegenwärtig im Bau begriffen, und ein anderes Gefängniß war 
eben nicht vorhanden. } . , 

Abg. Windthorſt (Meppen): Wir haben heute wieder einmal das Schau⸗ 
ſpiel erlebt, daß ein Miniſterium die Schuld auf das andere ſchiebt, welches 
zufällig im Hauſe nicht vertreten iſt. Wir ſtehen bei der Etatsberathung 
dem Geſammtminiſterium gegenüber, und da iſt eine ſolche Antwort auf eine 
Beſchwerde der Volksvertretung ganz unzuläſſig. Die heute bier vorge⸗ 
brachten Thatſachen ſind ſo ſchreiender Natur, daß die Herren Miniſter über 
die Behandlung politiſcher Gefangenen jo ſchleunig als möglich dasjenige er⸗ 
laſſen müſſen, was nöthig iſt. Thun fie das nicht, fo kann wirklich bei uns 
und im Auslande die Frage aufgeworfen werden, ob wir in Preußen noch 
in einem civiliſirten Staate leben. Hat man 3 gebört, daß ein gebildeter 
Mann als Unterſuchungsgefangener wegen reßvergebens ins Zuchthaus 
gebracht wird? Wer garantirt uns, daß ſolche Fälle nicht morgen wieder 
vorkommen? Der Juſtizminiſter kann nicht ſagen, daß zu einer Reform in 
dieſer Frage bisher die Zeit zu kurz geweſen; die Sache hat ſich lange genug 
durchgearbeitet, iſt ſeit lange geuug öffentlich discutirt worden, und jede 
Stunde Zeitverluſt it ein Verbrechen gegen die Humanität. Sollte uns heute 
keine befriedigende Erklärung zu Theil werden, ſo werde ich dieſe Frage jeden 
Mittwoch zur Sprache bringen. 

Jiuſtizminiſter Dr. Leonhardt: Eine neue Regelung des Strafprozeſſes 
iſt nothwendig und wird erfolgen, ſobald das möglich iſt. Eine weitere Er⸗ 
klärung kann ich nicht geben und das Verlangen des Vorredners, das er in 
ſolcher Weiſe an mich ſtellte, kann mich in meinen Anſchauungen nicht be⸗ 
ſtimmen. Von einem Fortſchieben der Schuld an ein anderes Miniſterium 
iſt gar nicht die Rede. Die Sache liegt einfach ſo, daß ohne jede Vorberei⸗ 
tung zwei Specialſälle ins Haus gebracht worden find; wie kann man denn 
von einem Miniſter verlangen, darüber ſofort ſich zu erklären. Theilen Sie 
mir doch vorher derartige Specialfälle mit, dann bin ich in der Lage, darauf 
u antworten. Den erſten Fall hatte ich zufällig aus den Zeitungen er⸗ 
abren. Von dem zweiten äber, der zum Reſſort des Miniſteriums des 
Innern gehört, weiß ich au nichts und kann daher nichts darauf erwidern. 
Bringen Sie doch ſolche Angelegenheiten nicht immer bei Berathung des 
Budgets vor; es ſtehen Ihnen ja andere Wege genug offen, fie hier im 
Haufe zu verhandeln in. folder Weile, daß die Regierung vorher davon 
Kenntniß hat. Die Regierung iſt nicht in der Lage, in derartige Detailver⸗ 
handlungen bei der Etalsberathung einzugehen. 5 

Abg. Schröder (Lippſtadt): Ich freue mich, Gelegenheit zu haben, den 
Fall der Zuſammenſetzung der Criminaldeputation in Tarnowitz richtig zu 
ſtellen; obſchon er dem Juſtizminiſter bereits ſeit einem Jahre bekannt ſein 
muß, behaupte ich, daß er ihm vollſtändig irrig bekannt gemacht iſt, indem 
man ihn beſchönigte und entitellte. Gegen die Geiſtlichen Paul und Sohn 
wurde eine Anklage wegen geſetzwidriger Amtshandlungen erhoben, die Cri⸗ 
minaldeputation, beſtehend aus einem Katholiken, einem Proteſtanten und 
einem Juden, ſprach ſie frei; das Appellationsgericht in Ratibor änderte das 
Erkenniniß ab. In einer zweiten Anklage gegen dieſelben Geiſtlichen wur⸗ 
den ſie von derſelben Deputation wiederum freigeſprochen; die Deputation 
unterzog das Urtheil des Appellationsgerichts einer geradezu vernichtenden 
Kritik in einem Urtheil, welches außerordentlich viel ſorgfältiger ausgearbeitet 
war, als man das ſonſt von Criminal⸗Abtheilungen erwartet. 

Nachdem die Deputation ſo bei ihrer fen Anſicht geblieben war, wurde 
ſie plötzlich geändert; da ſie einſtimmig entſchieden hatte, mußten zwei neue 
Richter hineingeſchoben werden, um ein perurtheilendes Erkenntniß zu erzielen. 
Es wurde der Vorſitzende und ein Beiſitzer gewechſelt; es iſt abſolut falſch, 
daß die Krankheit eines Richters dazu Veranlaſſung gegeben hätte. Es 
ſcheint alſo, daß man einen Sondergerichtshof für jene zwei Geiſtlichen ein⸗ 
richten wollte. Dieſer Fall war eclatant und hat nicht. nur bei den Gegnern, 
ſondern auch bei den Anhängern derſelben eine große Entrüſtung hervorge⸗ 
rufen. Von einer Rüge gegen den Appellationsgerichts⸗Präſidenten, der fo 
willkürlich bei ver Zuſammenſetzung verfuhr, habe ich nichts gehört. Es 
wäre jedenfalls zu wünſchen, wenn ſich der Juſtizminiſter etwas mehr um 
die Zuſammenſetzung der Deputationen bekümmerte. Die Monarchen des 
Hauſes Hohenzollern find für die Integrität ihrer Rechtspflege immer etwas 
ſenſibel geweſen und der Juſtizminiſter ſollte für die Erhaltung dieſer Sen: 
biete ſorgen und ſelbſt das eigentliche noch ſenſiblere Organ der Rechts⸗ 
pflege ſein. 

Mimiſterial⸗Director Wenzel: Wenn der Vorredner den Wunſch ausge⸗ 
ſprochen, der Juſtizminiſter möge die Spruchdeputationen ſelbſt bilden, ſo 
era ich, er wird dieſes Dangergeſchenk dankend ablehnen. (Sehr richtig.) 
Abgeſehen bon den dadurch entſtehenden Arbeiten, kennen jedenfalls die be⸗ 
treffenden Appellations⸗Gerichte die Perſönlichkeiten beſſer als der Juſtiz⸗ 
miniſter. Würden von den vom Juſtizminiſter gebildeten Deputationen ſolche 
Urtbeile ergehen, ſo würde man erſt recht über die Subjectivität der Staats⸗ 
regierung ſprechen. Was den Fall in Tarnowitz unte ſo iſt die Compoſi⸗ 
tion der Deputation thafſächlich in Folge der Krankheit eines Mitgliedes 
und zwar des Dirigenten zu Stande gekommen. Der Vorſitz wurde dem 
älteften Mitgliede gegen ſeinen Willen übertragen und ein Aſſeſſor zur Hülfe 
herangezogen, der natürlich nicht bei dem Gerichte blieb; der andere Richter 
iſt ſpater feinem früher ſchon häufig kundgegebenen Wunſche gemäß nach 
Niederſchleſien bericht. Wie der Aſſeſſor, der Kreisrichter und der Vorſitzende 
geſtimmt haben, davon iſt dem Juſtizminiſter nichts bekannt; ich weiß nicht, 
woher der Vorredner die Ae dete hat, daß dieſes Urtheil einſtimmig 
gefällt worden iſt. Im Uebrigen muß ich es entſchieden ablehnen, daß ein 
preußiſcher e ENDEN, auf die Zuſammenſetzung einer 
Spruchdeputation einwirken ſollte, um verurtheilende Erkenntniſſe herbeizu⸗ 
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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 5 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Breitag, ben 26. Bebtuar 1875. 
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Abg. Götting ift mit der über die Reform des Strafvollzugs abgegebe⸗ 
nen Erklärung des Juſtizminiſters zufrieden! alle Klagen rührten nur von 
der Zwieſpältigkeit des Gefängnißweſens her: er bitte deshalb den Juſtiz⸗ 
ere 115 eine Erklärung darüber, ob man den Strafvollzug einheitlich 
regeln wolle. 
Der Juſtizminiſter verſichert darauf, daß, ſoviel an ihm perſönli 
läge, der jetzt beßzebende Sualistnus entfernt werden ſoll. ig 
Hiermit ſchließt die Debatte. In einer perſönlichen Bemerkung verwahrt 
ſich der Abg. v. Heeremann dagegen, daß er den von ihm vorgeführten 
Fall „zurechtgemacht habe.“ Der Juſtizminiſter verſichert, duc 
gemeint zu baben, der Fall ſei von dem Abg. v. 
worden, die Fälle würden ſchon vorher zugerichtet, ehe fie zur Kenntiß der 
Abgeordneten kämen. i 
Das Kapitel wird ohne Aenderung genehmigt. N 
Zur Geſchäftsordnung bemerkt Abg. Berger, daß in ſeiner Nähe das 
Thermometer + 22 Gr. R. aufweile; da draußen — 10 Grad ſeien, fo 
könne man ſich über die Krankheitsfälle unter den Mitgliedern nicht wun⸗ 
dern. Windthorſt . ſtimmt dem entſchieden bei; einem ſolchen Tem⸗ 
peraturwechſel könne ſelbſt die robuſteſte Natur nicht widerſtehen. Er hält 
es für angethan, nachdem man Aa 2 Stunden getagt hätte, eine Pauſe 
zur Lüftung eintreten zu laſſen; 10 3 
Sachverſtändiger genügen, um wieder eine normale Temperatur herzustellen. 
Jedenfalls müſſe man die Ferien zu einer Correctur der Einrichtungen benutzen. 


räſident v. Bennigſen bemerkt, daß auf feiner höher, als die Sitze 
der Abgeordneten, liegenden Eſtrade, wo doch die Temperatur etwas höher 
zu fein pflege, nur 17% Grad ſeien; Abg. Miquel tritt der Klage des. 
Abg. Berger bei; die Hitze ſei im Saale deshalb ſo groß, weil ſie dierect 
unter den Sitzen der Abgeordneten bervorſtröme. Der Präſident erwiedert, 
daß man den Wünſchen vieler Mitglieder zufolge anſtatt der kalten Luft, 
warme Luft durch die Ventilation zuführe. Abg. Rickert verſichert, daß in 
ſeiner Nähe die Teperatur nicht ſo hoch ſei und daß er in ſeinem Intereſſe 


eine Aenderung nicht wünſche. Präſident: Dann bleibt nichts übrig, a8 


daß ſich die Abgg. Berger und Miquel einen anderen Platz ausſuchen. 
ee Es wird vielleicht dahingewirkt werden können, daß die zuzu⸗ 
9 warme Luft eine niedrigere Temperatur hat. Damit iſt dieſe An⸗ 
gelegenheit erledigt. 


ment Köln] wünſcht ala. Geſcher eine baldige Aufbeſſerung der Gehälter 
der Juſtizbeamten in der Rheinprovinz; das Durchſchnittsgehalt derſelben be⸗ 
trage nur 800 Thlr., in den anderen Landestheilen dagegen 1100 Thlr. 
nter den einmaligen und außerordentlichen Ausgaben der 
Juſtizverwaltung, welche ſämmtlich genehmigt wer den, vermißt Abg. 
Eberty einen Ausgabepoſten für den Neubau eines Criminalgerichtsgebäudes 
in Berlin, welcher bei der völligen Unzulänglichkeit der in dem alten Ge⸗ 
bäude vorhandenen Räume und dem geſundheitsgefährlichen Zuſtande derſel⸗ 
ben unbedingt nothwendig ſei. Redner verlangt nicht, daß man prachtvolle 
Juſtizpaläſte, wie in London, Paris, Dublin errichte, wiewohl auch die Pro⸗ 
binzialgerichtsgebäude in England die Räume in unſerer . weit 
. aber dem nothwendigſten Bedürfniß müſſe doch Rechnung getra⸗ 
gen werden. 2 f 
Geh. Rath Starke: Die Staatsregierung hat bereits Schritte wegen 
Beſchaffung eines zus für ein neues Criminalgerichtsgebäude gethan und 
egenwärtig zwiſchen 30 bis 40 ihr angebotenen Grundſtücken zu wählen. 
8 iſt gegründete Hoffnung vorhanden, daß fie noch in dieſer Legislatur⸗ 
periode einen Nachtrag zum Etat beanſpruchen wird, um dem tiefempfundenen 
Nothſtande en ; f 12 
Abg. Lehfeldt wünſcht, daß die Regierung die Wahl des Grundſtücks 
fo ſchleunig wie möglich treffe, weil auch ein Platz für den Neubau einer 
Gewerbeakademie geſucht werden müſſe. N 
Abg. Thilo: Ich bedaure, daß die für Neubauten von Juſtizgebäuden 
ausgeworfenen Summen gegen das Dane um die Hälfte abgenommen 
baben. Die Reorganiſation der Gerichte, we 


wie am beſten geeignete Lokalitäten beſchafft werden können, zumal die Com⸗ 
munen nach der Reorganiſation in der unentgeltlichen Gewährung von 
Lokalen zurückhaltender ſein werden. Bei Gelegenheit des Arnim ſchen Pro: 
ceſſes bin ich zum erſten Mal mit einigen Freunden aus Süddeutſchland in 


einem hieſigen Gerichtslokal geweſen. Dieſelben ſprachen ihr Erſtaunen über 
Zuſtand des Gebäudes aus und meinten, in ihrem kleinen 


den ſchlechten 
Heimathlande gebe es ein ſolches Gerichtslokal nicht, am wenigſten in der 
Hauptſtadt. Ich hoffe, daß die Juſtizverwaltung = Neubauten künftig 
größere Summen verlangen wird, zumal ſie doch wohl ſchon 

Ian 7 5 aufgeſtellt haben wird, an welchen Plätzen Gerichte zu beſtellen 
ein werden. 


Juſtizminiſter Leonhardt; Ein folder Plan iſt noch nicht aufgeſtellt 


und kann nicht früher aufgeſtellt werden, als bis die Grundzüge der künfſ⸗ 
tigen Gerichtsorganiſation feſtſtehen. £ : 

Abgeordneter Rickert wünſcht die baldige Vorlegung eines Geſammt⸗ 
planes über die Verwendung der zu Neubauten verfügbaren Plätze in 
des dl * ein einmüthiges Vorgehen der Reſſortminiſter bei Aufſtellung 
es anes. 1 

Hierauf tritt das Haus in die Berathung des Etats der allgemeinen 
Finanzverwaltung ein. 

Bei Cap. 57 (perſönliche Ausgaben) beantragt Abg. Loewenſtein: 


„in Wiederholung des am 5. März 1873 gefaßten Beſchluſſes die Staats⸗ 


regierung aufzufordern, in der nächſten . des Landtages eine Vorlage 
1 machen, welche die den Staatsbeamten bei Verſetzungen zu bewilligenden 
mzugskoſten geſetzlich regelt“. Eine ſolche Regelung ſei wegen der in Anz 


riff genommenen Reorganiſation der Gerichte beſonders nothwendig, da viele 


Beamte ſogar wider ihren Willen an andere Orte werden verſeßt werden. 


Die jetzt beſtehenden Sätze find zu niedrig, die Abſtufung zwiſchen den vers 
ſchiedenen Rangklaſſen iſt eine willkürliche und dem Ermeſſen der Reſſort⸗ 


Chefs ganz freigeſtellt, ob Umzugskoſten überhaupt bewilligt werden ſollen. 1 
Bei einer Einkommensverbeſſerung wird überdies nur die Hälfte der Um⸗ 


zugskoſten entſchädigt. Dem Vorſchlage des Antragſtellers gemäß beſchließt 
8 ; 


das Haus die Ueberweiſung des Antrages an die Budgetcommiſſion. 


plaidirt Abg. Grünhagen für die baldige Inangriffnahme einer Reform Bi Y 
eamten 


Beamten⸗, Wittwen⸗ und Waiſen⸗Weſens. Für die Waiſen der 
eſchleht in Preußen überhaupt nichts, für die Wittwen zu wenig, da die 
Pension derſelben durchſchnittlich nur 200 


ande Beiträge zur allgemeinen Wittwenkaſſe geleiſtet werden müſſen. Die 
eamten würden viel lieber einer Lebensverſicherungsanſtalt beitreten, enn 
zum Beitritt zur allgemeinen Wittwenkaſſe bee 


nicht ein ſtaatlicher Zwang 


8 nicht 
Heeremann zurechtgemact 


Minuten würden nach dem Urtheile 2 


ei Cap. 82 (Friedens⸗ und Handelsgerichte im 8 3 


} 
f 


5 , cher wir entgegengehen, müßte 
doch die Juſtizverwaltung ſchon jetzt zu der an veranlaſſen, wo und 


einen beſtimmten 


% 
Rn. 
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Bei Cap. 60 (Wittwen⸗ und a e, 


Thlr. beträgt, obgleich ziemlich er⸗ 
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tände. Meines Erachtens müßte der Staat die Sorge für die Wittwen und 5 
aifen feiner Beamten ul die Staatskaſſe übernehmen, wie es das deutſche 
Reich bezüglich der Reichsbeamten bereits gethan hat. Ich wäre aber | \ Be 
aufeieben, 23 nur überhaupt eine Beſſerung des jetzigen troſtloſen Zuſtan⸗ 35 
des einträte. ' REN 
Geh. Rath Hofmann: Der von dem Vorredner geſchilderte Nothſtand 1 


beſteht in der von ihm 1 8 Höhe nicht. Schon 1856 iſt das 


der Wittwenkaſſe einer ſorgfältigen 
ſtens einer Million zur Wittwenkaſſe erforderlich wäre und überdies die Lage 


der Beamten durch die 1872 eingetretenen großen Gehaltserhöhungen ſchn 
weſentlich verbeſſert worden ift. ar 
Bei Cap. 61 (Beiträge zu den Ausgaben des deutſchen Reichs) 
führt Abg. Röckerath darüber Beſchwerde, daß der früher preußiſche Garni⸗ 
onkirchhof in 5 urg, welches lange Zeit Bundesfeſtung war, nach dem 
iſchen Truppen in einen verwahrloſten Zuſtand gekommen 


bzuge der preußiſch 1 1 
ſei. Die luxemburgiſche Regierung wolle den Kirchhof jetzt ſogar verlaufen 
und es ſei die Evacuirung der Grabſtätten zu befürchten. 
end die n dafür ſorge, daß der Kirchhof in einen beſſern Zuftand ger 
etzt werde. 


Abg. Kantak (Pole): Mein und meiner Landsleute Standpunkt zu die⸗ 


Inſtitut 0 


Alti evifion unterzogen worden; weitere Re⸗ 
formen ſind bisher nicht möglich geweſen, da ein Staatszuſchuß von minde⸗ 


edner wünſcht. 
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ſem Ausgabepoſten iſt ja bekannt; ich wünſche nur eine beſondere Abſtim⸗ 
* über denſelben. 85 .® 

as Haus bewilligt die Ausgabe; nur die Polen ſtimmen dagegen. 

ei Cap. 62, Tit. 11 (Zuſchuß zu den Verwaltungsausgaben 
der nee Waldeck und Pyrmont) macht Abg. Kapp 
darauf aufmerlſam, daß der zwiſchen Preußen und dem Fürſtenthum Waldeck 
abgeſchloſſene Staatsvertrag, nach welchem die preußiſche Regierung die Ver⸗ 
waltung des Fürſtenthums führt, am 1. Januar 1878 ablaufe, jedoch noch 
weitere zehn Jahre in Kraft bleibe, wenn er nicht von einem der contrahiren⸗ 
den Theile zum 1. Januar 1876 gekündigt worden ſei. 

Finanzminiſter Camphauſen hält die 528 wegen der etwaigen Kün⸗ 
digung des Vertrages noch nicht für practiſch; es müſſe der Zukunft vorbe⸗ 
halten bleiben, welche Entſchlüſſe die Regierung faſſen wird. 

Abg. Miquel: Die Beſtimmung des Vertrages, nach welcher derſelbe um 
zehn Jahre verlängert wird, falls er nicht bis zum 1. Januar 1876 gekün⸗ 
digt worden iſt, läßt verſchiedene Auslegungen zu. Da aber die Forkdauer 
des Vertrages eine Belaſtung des preußiſchen Budgets zur Folge hat, ſo 
kann die Frage, ob der Vertrag nicht gekündigt werden, alſo fortbeſtehen ſolle, 
nicht ohne die Zuſtimmung des Abgeordnetenhauſes gelöſt werden. 

Abg. Kapp iſt ebenfalls der Anſicht, daß, da der Vertrag dem Lande 
Laſten auflegt, die Regierung, wenn ſie den Vertrag verlängern will, ſich 
wegen der Bewilligung dieſer Laſten an das Abgeordnetenhaus wenden müſſe. 

Abg. Windthorſt (Meppen) hält die Frage noch nicht für practiſch; 
wenn aber der Vertrag nicht gekündigt wird, ſo werde man ſich der Bewilligung 
der daraus entſtehenden Pflichten nicht entziehen können. 3 

Finanzminister Camphauſen: Wenn der Zeitpunkt zur Prüfung dieſer 
Frage gekommen fein wird, wird man vor Allem auch die Anſicht des Mir 
nifter8 der auswärtigen Angelegenheiten hören müſſen, Verträge, wie der in 
Rede ſtehende, mit der Clauſel einer vorbehaltenen Kündigung ſind ſchon 
viele geſchloſſen; wurde von dem Kündigungsrecht kein Gebrauch gemacht, ſo 
dauerten alle dieſe Verträge fort, ohne daß die Landes⸗Vertretung um ihre 
Zuſtimmung befragt worden iſt. Allerdings aber iſt es der Regierung er⸗ 
wünſcht, die Angelegenheit wegen des Fürſtenthums Waldeck im Einverſtänd⸗ 
niß mit der Landes⸗Vertretung zu ordnen. 8 eg 

Abg. Miquel: Die letzte Aeußerung des Herrn Finanzminiſters accep⸗ 
fire ich beſtens. 

In Cap. 8, Tit. 1. Der einmaligen außerordentlichen Ausgaben 
find 1,200,000 Mark für den Provinzial⸗Verband von Schleswig ⸗Holſtein 
als einmaliger Beitrag behufs Verwendung im Intereſſe der durch die Kriegs⸗ 
ereigniſſe von 1848 — 50 belaſteten Communen ausgeworfen. 5 
Die Abgeordneten aus Schleswig⸗Holſtein beantragen: 1) dieſen Beitrag 
von 1,200,000 Mark nicht zu bewilligen und 2) die Staatsregierung aufzu⸗ 
fordern, eine billige Ausgleichung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Zwangs⸗ 
anleihen von 1849 —50, insbeſondere der beiden don den Communen der 
vormaligen Herzogthümer aufgebrachten Anleihen im Sinne des Beſchluſſes 
des Abgeordnetenhauſes vom 13. Mai 1874 zu bewirken. ’ 

Abg. Haenel: Ich weiß ſehr wohl, meine Herren, daß, wenn ich und 
dazu noch in ſpäter Stunde über ſchleswig⸗holſteiniſche Dinge ſpreche und 
war für Abſetzung einer in offenbar wohlwollender Abſicht gebotenen 

umme, ich auß die Ungunſt des Hauſes und der Regierung zu zählen habe. 
(Nein! links.) Ich ſelbſt bin nicht geborener Schleswig⸗Holſteiner, ſondern 
erſt 1863 in das Land gekommen. an könnte mir daher heute zurufen — 
und es geſchähe nicht zum erſten Mal —: was iſt ihm Hecuba? Aber was 
bier vorliegt, iſt nicht eine particulare Frage der Herzogthümer, ſondern, 
wenn auch nicht eine Lebensfrage für Preußen, doch für ſeine Beziehungen 
n den annectirten Herzogthümern von höchſter Bedeutung. M. H., Sie 
— — am 13. Mai v. J. beſchloſſen, der Regierung anzuempfehlen, eine bil⸗ 
lige Ausgleichung der ſchleswig⸗holſteiniſchen Zwangsanleihe von 1849 und 
50 und insbeſondere der beiden von den Communen der ehemaligen Herzog⸗ 
thümer aufgebrachten Anleihen zu bewirken. Die Summe dieſer Kriegs⸗ 
ſchaͤden wurden damals liquidirt auf 2,400,000 Thlr. 

Ich perſönlich kann nach der ruhigſten Erwägung aller Gründe und Gegen⸗ 
gründe von meiner rechtlichen Ueberzeugung nicht laſſen, daß die Regierung, 
nachdem ſie Schleswig⸗Holſtein annectirt hat, nach Völkerrecht und Staats⸗ 
recht verpflichtet iſt, die Zwangsanleihen, die in der damaligen Zeit entſtanden 
waren, auf ihre Kaſſe zu nehmen und daß ſie ebenſo die Kriegsſchäden, die 
nach früherem Staatsrecht auf den Staat zu repartiren waren, zu übernehmen 
hat. Ich habe mich aber im vorigen Jahre auf dieſen meinen ſubjectiven 
Standpunkt nicht geſtellt und werde es auch heute nicht, weil ich wohl weiß, 
daß jedes Feſthalten dieſes Standpunktes nur; agitatoriſche Zwecke verfolgen 
würde und daß mir nichts ferner liegt als eine ſolche Agitation und als eine 
principielle Oppoſition gegen die Staatsregierung. Was ich bezwecke, iſt allein, 
vom Standpunkte des Beſchluſſes vom vorigen Jahre Ihnen ee 
daß die Tendenz dieſes Antrages mit der Ihnen jetzt von der Regierung 
vorgeſchlagenen Maßregel nicht erfüllt worden iſt, daß überhaupt dieſe Maß⸗ 
regel ohne jeden politiſchen Werth iſt. Die Schleswig Holiteiner haben dem 
nationalen Gedanken, der bei ihnen erſt in dem zweiten⸗Jahrzehnt dieſes 
Jahrhunderts in der Breite des Volkes geboren wurde, in den Kämpfen von 
1848—51 die Weihe gegeben, und die nämlichen Gefühle, die Sie einem 
Preußen von gutem Schrot und Korn erwecken, wenn Sie ihm weiß machen 
wollen, daß der alte Fritz etwa nach dem Necept Onno Klopps ein abge⸗ 
feimter Abenteurer geweſen, dieſelben Gefühle, die Sie einem guten Deutſchen 
erwecken, wenn Sie ſagen, die Befreiungskämpfe waren eigentlich ein Unrecht 
egen das hervorragende Genie eines Napoleon und ſeine weltumfſaſſenden 

5 die nämlichen Gefühle erwecken Sie heute in jedem Schleswig⸗Hol⸗ 
teiner, wenn Sie ihm ſagen,! Eure Erhebung von 1848—51 hatte eigentlich 
nur den Werth eines Straßenaufruhrs, was Ihr gethan, war nur eine 

5 Erſcheinung, die wir heute in ihren Folgen als Null und nichtig 
etrachten. 

Das liegt in der Natur eines guten und ſich ſelbſt treuen Volkes. Dieſe 
Gefühle dürfen Sie nicht ſchelten, auch wenn Sie ſie vielleicht nicht voll⸗ 
kommen begreifen. Als die dänische Herrſchaft wieder etablirt wurde, da 
hat nichts jo ſehr den unverſöhnlichen Haß der Schleswig⸗Holſteiner gegen 
Dänemark geſchürt und lebendig erhalten, als daß Dänemark gerade dieſe 
Gefühle abſichtlich und mit Hohn verletzte. Eine ganze Reihe von politiſchen 
Gewaltmaßregeln der Dänen ſind nur zu erklären aus dieſer Rückſichtsloſig⸗ 
keit gegen die Gefühle der Schleswig⸗Holſteiner, aus jener angebornen Grau⸗ 
ſamkeit, welche immer denjenigen beſeelt, der nur mit fremder Hilfe im 

tande iſt, einen Widerſtand zu brechen. Von dieſen politiſchen Gewalt⸗ 
maßregeln bezogen ſich unmittelbar zwei auf die vorliegende Frage. Die 
däniſche Regierung hat ihre Verpflichtung für die Kriegsſchäden aufzukommen 

nie in Abrede geſtellt, ſie hat im Gegentheil zur Anmeldung von Schaden⸗ 
erſatzanſprüchen aufgefordert und darin nur diejenigen ausgeſchloſſen, die ſich 
in irgend einer Weiſe an dem Aufruhr betheiligt haben, wozu ſie auch die 
Tbeilnahme an den Wahlen zur Landesverſammlung, zur Nalionalverſamm⸗ 
lung in Frankfurt, an Adreſſen an auswärtige fürſtliche Perſonen, d. h. den 
König von Preußen rechnete. So verſtanden die Dänen ſofort die Aner⸗ 
kennung einer rechtlichen Verpflichtung in eine Maßregel der Verfolgung der 
politiſchen Prostitution zu verwandeln! — Die zweite Gewaltmaßregel war 
die Vernichtung der ſchleswig⸗holſteiniſchen Zwangsanleihe. So tief war 
Deutſchland und Preußen, als ſie die Wege von Olmütz wandelten, nicht 
geſunken, jo niedrig dachte ſelbſt Oeſterreich nicht, daß es etwa Schleswig: 
Holſtein ohne Bedingung ausgeliefert hätte. Nein, es wurde mit der 
däniſchen Regierung über die Bedingungen verhandelt, unter welchen man 
die landes herrliche Autorität wiederherſtellen und die Cvacuation der deut⸗ 
ſchen Truppen vornehmen würde. Dazu gebörte eine Proelamation, in 
welcher die Statthalterſchaft aufgelöſt wurde und der königlich preußiſche 
Generalmajor v. Thumen, der kaiſerlich öſterreichiſche Generalmajor Graf 
Mensdorff die Regierung übernahmen. In dieſer Bekanntmachung iſt zwar 
geſagt, daß das Verfaſſungsgeſetz Schleswig⸗Holſteins aufgehoben werde, daß 
aber privatrechtliche Verhältniſſe, welche unter den ſeitherigen Geſetzen ent⸗ 
ſtanden find, nicht berührt werden. 6 

Zu den Bedingungen gehörte ferner die Wiederaufrichtung der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Verfaſſung von 1834, wonach in privatrechtliche Rechtsverhält⸗ 
niſſe ohne Gutachten der holſteiniſchen Stände nicht eingegriffen werden 
durfte. Nach dieſen Bedingungen geſchah die Evakuirung am 18. Februar 
1852. Am 7. Juni 1852 erfolgte jene königliche Verordnung, welche unter 
Verletzung woblerworbener Rechte alle Forderungen aus den Zwangsanleihen 
vernichtete. Das war eine Schmach, angethan den deutſchen Mächten, die 
eben Schleswig⸗Holſtein an den Fremdherrſcher überlieſert hatten. (Sehr 

wahr!) Und nun hilft kein Deduziren und Argumentiren. Die preu⸗ 
ßiſche Regierung muß, um von ihren Verpflichtungen gegenüber jenen 
Zwangsanleiben und Kriegsſchäden loszukommen. auf dieſe ya: Ge⸗ 
waltacte der däniſchen Regierung ſich berufen (Hört); fie muß fle nachträg⸗ 
lich legaliſiren und ſanctioniren. Welche Gefühle dies ſelbſt bei den national⸗ 
-gefinnteiten Schleswig⸗Holſteinern erregen muß, überlaſſe ich Ihrer Erwä⸗ 
gung. Dieſe aus Schleswig⸗Holſtein kommenden Anforderungen ſind auch 
keineswegs neueſten Datums; ſie regten ſich ſchon unmittelbar, nachdem die 
däniſche Gewaltherrſchaft in den Herzogthümern retablirt war, wenn man ſich 
auch im ſtillen ſagte, daß es der däniſchen Regierung gegenüber unmöglich 
ſei, ſie durchzuſetzen. Nur in dieſer Erwägung gingen im Jahre 1859 die 
Holſtein'ſchen Stände über 65 Petitionen aus Schleswig⸗Holſtein und 34 aus 


Die Schleswig⸗Holſteiner hielten es für ſelbſtperſtändlich, daß ihre Selbſt⸗ 
ſtandigkeit und ihre Losreißung von Danemark identiſch ſei mit der Aner⸗ 
kennung einer Forderung, die ſie für eine Ehrenſchuld ihres Staates hielten. 
Wir durften vielleicht auch erwarten, daß die königlich preußiſche Staats⸗ 
Bi dani als zur Annexion geſchritten wurde, in dieſem Sinne vorginge. 
Die däniſche Regierung verfuhr bei der Vernichtung der ſchleswig⸗holſteini⸗ 
ſchen Zwangsanleibe nur conſequent, indem fie ſagte: vernichte ich die 
Zwangsanleibe, ſo vernichte ich auch damit die Genehmigung zu denjenigen 
Anleihen, welche die Communen behufs Deckung jener Staatsanleihen ihrer⸗ 
ſeits contrahirt haben; das iſt ſchleswig⸗holſteinerſeits geſchehen durch ein 
Miniſterialreſcript vom 13. Juli 1852. . 

Als nun in Schleswig die oberſte Civilbehörde unter der Leitung des 
preußiſchen Commiſſarius Herrn v. Zedlitz eingeſetzt wurde, da war es einer 
ihrer erſten Schritte, daß fie die Communen anhielt, von dieſem Reſcripte 
keinen Gebrauch zu machen (Hört! hört!), und ſo ſind nun in neueſter Zeit 
auf Anhalten der damaligen oberſten Civilbehörde Anleihen von Communen 
contrahirt worden, um die aus früheren Zwangsanleihen ſtammenden An⸗ 
forderungen zu befriedigen. Wenn ſo die Nullification der Zwangsanleihen 
gegenüber den Communen aufgehoben wurde, dann werden Sie es wenig⸗ 
ſtens begreifen, daß die Schleswig⸗Holſteiner meinten, daraus folge noth⸗ 
wendig, daß auch die Nullification jener Zwangsanleihen gegenüber dem⸗ 
jenigen Staate, der in Schleswig⸗Holſtein etablirt würde, werde aufgehoben 
werden. Es wurde dann der Wiener Friede vom 30. October 1864 geſchloſſen, wobei 
Preußen 20 Millionen der auf Schleswig⸗Holſtein abgewälzten Geſammt⸗ 
ſchuld Dänemarks, welche letzteres zur Niederwerfung der Herzogthümer 
contrahirt hatte, übernahm, und jo geſchieht es, daß Sie heute die ſchleswig⸗bol⸗ 
ſteinſchen, wahrhaft nationalen Anleihen noch nicht repudiiren, daß Sie heute aber 
noch tragen an denjenigen Schulden, welche Danemark zur Niederwerfung 
Schleswig⸗Holſteins contrahirt hat. (Hört! hört!) Sie haben ſ. Z. einem 
Vertrage vom 27. September 1866 mit dem Großherzog von Oldenburg 
Ihre Zuſtimmung gegeben: Sie billigten dem Großherzog eine Entſchädigung 
von 1 Million Baar zu, außerdem die Abtretung des holfleinſchen Amtes 
Ahrensboek nebſt lübiſchen Diſtricten mit einem Steuercapitalswerthe von 
3 Millionen Thaler. Dieſe Entſchädigung von zuſammen 4 Millionen Tha⸗ 
lern iſt ihm gewährt für Erbrechte, an welche kein Menſch in Deutſchland 
geglaubt hat, welche Preußen niemals anerkannt hat. Das Motiv dazu 
war, daß man aus der Annexion ſo wenig Mißvergnügen als möglich an⸗ 
regen wollte. Wenn man ſo viel für höchſt zweifelhafte dynaſtiſche Rechte 
bewilligte, fordert da das ſchleswig⸗bolſteiniſche Volk Unbilliges, wenn es die 
doch wahrhaftig mehr begründeten Forderungen, die aus ſeinem nationalen 
Befreiungskampfe hervorgegangen ſind, mit übernommen wiſſen will? 
(Sehr wahr!) 

Aus alledem folgt: Wenn Sie das Bedürfniß und die politiſche Noth⸗ 
wendigkeit empfinden, jenen Widerſpruch zu beſeitigen, der zwiſchen den poli⸗ 
tiſchen, rechtlichen und moraliſchen Anſchauungen der Schleswig⸗Holſteiner 
und jener Berufung eines deutſchen Staates auf däniſche Gewaltacte bervor⸗ 
gerufen wird, dann bedarf es einer politiſchen Maßregel, die den volitiſchen 
und moraliſchen Anſchauüngen der Schleswig ⸗Holſteiner Gerechtigkeit wider⸗ 
fahren läßt, die die aus jenen Anſprüchen hergeleiteten Agitationen beſeitigt. 
Je dieſem Sinne hatte ich unſere Reſolution vom Vorjahre aufgefaßt. Der 

orſchlag der Regierung aber hat weder dieſe Tendenz, noch kann er jemals 
den erwarteten Erfolg haben. Zunächſt erkennt die Regierung weder Gründe 
der Billigkeit, noch der Gerechtigkeit an. Was ſie bietet, iſt etwas total 
anderes, als eine Ausgleichung der Zwangsanleihe, und deshalb gelangt ſie 
zu der Summe von 400,000 Thlr., mit der eben ein Ausgleich ſchlechterdings 
unmöglich iſt, denn ſämmtliche Kriegsſchäden betragen 5,100,000 Thaler. 
Trotzdem bindet die Regierung ihr Angebot noch an gewiſſe Bedingungen, 
fie verlangt eine Quittung darüber, daß fie fernerhin nicht mehr mit An⸗ 
ſprüchen behelligt werde. Die Abgeordneten für Schleswig⸗ĩHolſtein, Pro⸗ 
vinziallandtag und Provinzialausſchuß müßten lügen, wenn ſie eine derartige 
Quittung ausſtellten, denn niemals werden auf dieſem Wege die Beſchwerden 
aufbören. Schleswig⸗Holſtein wird jeden Wechſel in den Anſchauungen der 
Regierung mit der neugierigen Frage beobachten, ob man nicht nun etwas 
mehr herausſchlagen kann aus dem zähen Staate Preußen. Wenn Sie das 
nicht wollen, ſo müſſen Sie eine politiſche Maßregel annehmen, welche, um 
einen Ausgleich zu bewirken, eine auskömmliche Summe bietet. Dieſe wäre 
mit der Provinz Schleswig⸗Holſtein zu vereinbaren, welche danach ſich als 
Schuldnerin für alle Anſprüche zu geriren und den Staat Preußen völlig zu 
exnexuiren hätte. Ich ſchließe es auch nicht aus, daß, wenn die Regierung 
zu einer Vereinbarung über dieſe Summen kommt, und dieſelbe ſich ſpäter⸗ 
bin gegenüber den noch flagranten Forderungen als unauskömmlich erweiſt, 
die Provinz Schleswig⸗Holſtein ſelbſt zu ihrem Theile einen guten Beitrag 
für die ſpätere Tilgung dieſer Forderungen leiftete, 

Wenn Sie zu einer ſolchen Maßregel, wie ich Sie Ibnen vorſchlage, ſich 
nicht entſchließen, ſo rathe ich Ihnen dringend, laſſen Sie ganz einfach die 
kalte Staatsraiſon walten; denn wenn Sie das nicht erreichen, was Sie in 
ihrer vorjährigen Reſolution ſelbſt ausſprachen, dann wäre eben jeder Pfen⸗ 
nig den Sie hier bewilligen die reine Verſchwendung und dann ſage ich als 
preußiſcher Abgeordneter, ich bewillige dieſe 400,000 Thlr. nicht, weil ich fie 
für weggeworfenes Geld halte, und weil damit kein politiſcher Erfolg zu er⸗ 
zielen % Glauben Sie nicht, meine Herren, daß ich Ihnen dies, wie ein⸗ 
mal im Reichstag der Ausdruck fiel „aus Bosheit“ ratbe. 3% 
borner Schleswig⸗Holſteiner, aber das Land und das Volk fü 
Herz gewachſen und ich habe es allmälig kennen gelernt: ich ſage Ihnen: 
Sie mögen handeln wie ſie wollen, im Augenblicke der Gefahr wird dieſes 
Volk, was Sie auch in ſeinem Sinne an ihm gefehlt haben, eintreten für 
den preußiſchen Staat und für Kaiſer und Reich. Ich ſage noch mehr: 
warten Sie doch ruhig das Abſterben der Generation ab, die ſich in den 
Kämpfen von 48 —5ʃ betheiligt hat und der nächſten, die noch in den Käm⸗ 
pfen von 63—66 mitgewirkt hat. Dann wird Alles vorbei ſein, böchſtens daß 
noch in einem Geſchichtsbuch eine verflogene Bemerkung ſteht, daß als Preußen 
die Herzogthümer annectirte, es gewallſam verfahren und auch die beſtbe⸗ 
gründeten Rechte der Schleswig⸗Holſteiner nicht geſchont habe. Wenn ich alſo 
die Staatsregierung auffordere, in etwas größerem Sinne die Sache aufzu⸗ 
faſſen, ſo geſchieht das allein zu dem Zwecke, um das Zuſammenmachſen 
zwiſchen Schleswig⸗Holſtein und Preußen von gewiſſen Hinderniſſen zu be⸗ 
freien. Ich empfehle Ihnen dieſe Maßregel im Sinne jenes alten weiſen 
Spruches, daß alle Regierungskunſt nur zu einem Viertel Technik und zu 
drei Viertel Adee iſt. In dieſem Sinne empfehle ich Ihnen die An⸗ 
nahme des Antrages, den ſämmtliche ſchleswig⸗holſteiniſchen Abgeordneten 
mit Ausnahme des Abgeordneten Hanſen geſtellt haben. (Beifall.) 

Geh. Finanzrath Röttger: So oft dieſe Frage das hohe Haus beſchäf⸗ 
tigt hat, iſt man niemals darauf zurückgekommen, den Rechtsſtandpunkt feſt⸗ 

uhalten; im vorigen Jahre wurde ausdrücklich conſtatirt, daß die ganze 

echtsfrage lückenhaft und dunkel ſei. Man hat ſich nicht auf den Rechts⸗ 
ſtandpunkt, ſondern auf den Standpunkt der Billigkeit geſtellt. Ich will des⸗ 
halb auf die Rechtsfrage nicht näher eingehen; nur weil der Vorredner ſagte, 
die preußiſche Staatsregierung käme in die Lage, einen Akt der däniſchen 
Regierung zu ſanctioniren, wenn ſie die Sechtafroge zu Ungunſten der 
Schleswig⸗Holſteiner entſchied. Eine ſolche Vorausſetzung trifft nicht zu; 
auch aus andern Gründen hält die preußiſche Staatsregierung den Anſpruch 
auf Anerkennung der Zwangsanleihen für nicht gerechtfertigt. Als die An⸗ 
träge der Schleswig⸗Holſteiner auf Anerkennung der Zwangsanleihen als 
Staatsſchuld innerhalb der Staatsregierung unterſucht wurden, wurde auch 
die Frage vorgelegt, ob Rückſichten der Billigkeit vorliegen, welche angezeigt 
erſcheinen ließen, einen Ausgleich eintreten zu laſſen. Die Anerkennung der 

wangsanleihe vom 2. Mai 1849, die entſtanden iſt durch die Aufwendungen 
ür die Verpflegung der preußiſchen Truppen, die nach Kündigung des Dal: 
möer Waffenſtillſtandes in das Land einrückten, wurde abgelehnt, weil zahl⸗ 
reiche ähnliche Anſprüche innerhalb Deutſchland dadurch aufleben würden. 
An dieſem Standpunkte hat die Staatsregierung feſthalten müſſen. Wenn der 
Vorredner meinte, es handle ſich nicht um partikulare Intereſſen, ſondern 
um Intereſſen der preußiſchen Politik, und von dieſem allgemeinen Stand⸗ 
punkte aus, müſſe man die Sache betrachten, wenn er dann ferner auf den 
Beſchluß des Hauſes vom vorigen Jobe kommt, welcher der Regierung eine 
billige Ausgleichung anempfohlen, ſo waren wohl mit der Tendenz dieſes 
Antrages, der eine Beruhigung der Gemüther herbeiführen ſpllte, alle Mit⸗ 
glieder einig, aber die Summe, welche dazu verwendet werden ſollte, erſchien 
wohl in jedem Kopfe anders. a 

Von einer Befriedigung aller Anſprüche, von einer Auskömmlichkeit nach 
dieſer Seite hin konnte aus politiſchen Rückſichten nicht die Rede ſein. Der 
Vorredner meinte, die Staatsregierung ſolle dies mit der Provinz verein⸗ 
baren; aber iſt es denn jemals eingetreten, daß eine Vereinbarung zwiſchen 
einer Provinz, das heißt einem Theil des Staates und dem ganzen Staate 
ftattgefunden hat? Das würde doch nur heißen, eine Schuld, die eine Pro⸗ 
vinzialſchuld iſt, und die von der Provinz Schleswig allein hätte getragen 
werden müſſen, als Staatsſchuld anerkennen und den Steuerzahlern der 
übrigen Provinzen auferlegen. Die Conſequenz würde fein, daß zahlreiche 
ähnliche Anſprüche in anderen Provinzen wieder aufleben würden. 75 
hat ſeit dem Zuſammenſturz des ehemaligen deutſchen Reiches bis zu ſeiner 
glorreichen Wiederaufrichtung die ſchweren Rüſtungen vorwiegend für Deutſchland 
allein auf ſich genommen; es hat in der napoleoniſchen Fremdherrſchaft ſchwere 


bin kein ge⸗ 
nd mir ans 


Hamburg auf Anerkennung der Zwangs⸗Anleihe zur Tagesordnung über.! Laſten auf ſich genommen und iſt 1864 und 1866 mit ſeinem eigenen Blute 


gegenüber hat die 


Schleswig⸗Holſtein eingetreten. Ich kann alſo nur den Wunſch aus⸗ 

ee daß man ſich vergegenwärtigen möge, daß nicht blos die Intereſſen 

einer einzelnen Provinz, ſondern des ganzen Staates wahrzunehmen ſind, 

und daß die Regierung, indem ſie Rückſichten der Billigkeit walten ließ, alles 
ethan hat, was in ihren Kräften ſtand, um die Wünſche der Schleswig⸗ 
olſteiner zu befriedigen. Ey 

Abg. Dr. Gneiſt: Die Petitions⸗Commiſſion, der die Frage der Schles⸗ 
rache Been Anleihen mehrmals vorgelegen hat, hat die politiſche und 
rechtliche Bedeutung der heute von dem Abg. Hänel angegebenen Gründe 
nicht verkannt, ſie hat es jedoch damals nicht empfehlen können, den Anſpruch 
Schleswig⸗Holſteins als Rechtsverpflichtung des preußiſchen Staats anzuſehen, 
da ſonſt gleiche Grundſätze für alle übrigen Provinzen maßgebend werden 
müßten, von denen die älteren beſonders noch viel Kriegslaſten zu tragen 
haben, die nur zum Theil vom Staate übernommen worden find. Wenn 
die Commiſſion einen Anſpruch anerkannte, jo geſchah es ex jure aequo. 
Sie meinte damit keine wohlfeile Entſchädigung, ſondern eine ſolche, wie ſie 
der Billigkeit und Rückſichtnahme auf die übrigen Provinzen entſpricht. Dieſe 
Lage der Sache dauert noch heute fort. Ich beantrage daher den Antrag 
weiin, e ee Abgeordneten der Budget⸗Commiſſion zu über⸗ 
weiſen. 

Abg. Miquel: Ich ſchließe mich dieſem Antrage — und zwar im Ein⸗ 
verſtändniß mit einem Theile der Antragſteller an, halte denſelben aber ſchon 
für geſchäftsordnungsmäßig nothwendig, da er eine Geldbewilligung in ſich 
ſchließt oder doch eine ſolche in Zukunft herbeiführen lann. Ich will daher 
beute zur Sache ſelbſt nichts bemerken, ſondern nur eine Aeußerung des 
Abg. Hänel richtig ſtellen, der von der Vorausſetzung ausging, daß ſchleswig⸗ 
holſteinſche Angelegenheiten bei uns keine Sympathien fänden. Ich glaube, 
unſer Verhalten hat ihm dazu keine Veranlaſſung gegeben. Im Gegentbeil, 
wenn wir die Rechtsanſprüche aller Provinzen hier mit gleichem Maße meſſen, 
ſo werden wir Billigkeitsrückſichten um ſo eher zugänglich ſein, wenn es ſich 
um Schleswig⸗Holſtein handelt, das in den letzten 10 Jahren die allergrößten 
Opfer für Deutſchland gebracht hat, und wenn wie bier den Petenten der 
Rechtsweg abgeſchnitten iſt. Wenn der Abg. Hänel ferner die Höhe der 
Entſchädigung des Großherzogs von Oldenburg bemängelt, wenn er hervor⸗ 
geboben hat, daß Preußen im Wiener Frieden die Schulden Dänemarks mit 
übernommen hat, die gemacht waren zum Zwecke der Niederwerfung Schles⸗ 
anf Ae ſo muß ich mich dagegen verwahren, daß damit ein Schatten 
auf unſeren großen Staatsmann geworfen werden ſoll. Der Moment des 
Be ebene e mit Dänemark war für Preußen vielleicht der aller- 
chwierigſte. Ganz Europa ſtand gegen Preußen, fein eigener Bundesgenoſſe ⸗ 
nicht ausgenommen. Ich wünſchte, daß die Commiſſion ſich vor Allem da⸗ 
rüber klar würde, was bier unter einer billigen Entſchädigung zu verſtehen 
. wird die Verſtändigung im Hanſe auf keine großen Schwierigkeiten 

oßen. 

Finanzminiſter Camphauſen: Der Vorredner hat es für nöthig erachtet, 
das Abgeordnetenhaus vor dem Verdachte zu ſchützen, als würde in die De: 
batte nicht mit allem Wohlwollen eingetreten. Von bier aus hat man nicht 
für nöthig erachtet, die Staatsregierung gegen dieſen Verdacht zu ſchützen, 
weil ich davon ausgegangen bin, daß wirklich ein Zweifel in dieſer Hinſicht 
nicht ſtatthaft ſein würde. Es iſt Ihnen allen doch bekannt, daß bei der 
Regelung des Schuldenweſens der Provinz Schleswig⸗Holſtein, bei der ſowohl 
die Landesvertretung als die Staatsregierungen mitgewirkt haben, man Jahre 
lang von der Anſicht ausgegangen iſt, daß die Provinz auf die Anerkennun 
der beregten Schulden dem preußiſchen Staate gegenüber keinen Anſpru 
habe. Damals, 1867, wurde der Regierung die Ermächtigung gegeben, für 
die Anleihen, welche die Provinz Schleswig⸗Holſtein betrafen, eine Summe 
von 21,700,000 Thlr. 8 die noch heute in unſerem Schuldenetat 
figurirt. Damals iſt die Anforderung wegen der in Rede ſtehenden Schulden 
nicht gekommen. Als ſich 1868 der Anſpruch geltend machte, auch dieſe 
Schulden als Staatsſchulden anzuerkennen, haben eingehende Verhandlungen 
wiſchen dem Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten und dem damaligen 

manzminiſter und auch im Staatsminiſterium ſtattgefunden und man hat 
ſich für die Anſicht entſchieden, daß die fraglichen Forderungen als Schuld⸗ 
verpflichtung für den preußiſchen Staat nicht anzuerkennen ſeien. Dieſer 
Standpunkt iſt ſeitens der Staatsregierung und, ſo viel ich weiß, auch von 
der Commiſſion des Hauſes und vom Haute ſelbſt feſtgehalten worden. Im 
vorigen Jahre iſt man davon abgewichen und hat die Reſolution gefaßt, die 
Staatsregierung möge auf eine billige Ausgleichung Bedacht nehmen. Dem 
taatsregierung Bedenken getragen, ihren Standpunkt 
unverändert feſtzuhalten, und hat ihn einer Modification unterworfen. Sie 


hat ſich bemüht, den Theil der Anforderungen auszuſondern, für die ein bil⸗ 
liger Anſpruch geltend 


\ t gemadit werden konnte. Wenn der Abgegrdnete Miquel 
meinte, die preußiſche Regierung habe ſich bei der Ricyt-Anerienmung dieſer 
Schulden lediglich und allein darauf geſtützt, daß die däniſche Regierung 
ihrerſeits jenen Anſpruch vernichtet habe, ſo iſt das ein Irrthum. Die An⸗ 
ſicht der preußiſchen Regierung beruht auf weſentlich anderen Momenten, 
beſonders darauf, daß der Anſpruch wegen Anerkennung Beat Schulden, 
wenn er überhaupt begründet wäre, gegen das geſammte Deutſchland ges 
macht werden müßte. Solche Forderungen beſtehen in Deutſchland außer⸗ 
ordentlich viele. 

Bei dem Bundestage, welcher die Abwickelung der deutſchen Schulden ⸗ 
verbältniſſe ordnen ſollte, ſind 160 Mill. Gulden angemeldet worden und 
Preußen ſelbſt würde ſehr beträchtliche Anforderungen für die Kriegsführung 
zu liquidiren gehabt haben, die ſich auf ca. 19 Mill. Thaler beziffern. Es 
wäre alſo irrig, die Nichtanerkennung jener Schuld lediglich aus der Hand⸗ 
lung der däniſchen Regierung ableiten zu wollen. Ueber die Frage, ob es 
möglich geweſen wäre, dieſe Verhältniſſe beim Abſchluß des Wiener Friedens 
und bei der ſpäteren Regulirung der Gefammtſchuldenverhältniſſe anders zu 
geſtalten, läßt ſich viel ſtreiten und es wird nicht mit apodiktiſcher Gewißheit 
der Satz aufgeſtellt werden können, man hätte ſo und nicht anders verfahren 
ſollen. Deshalb hätte ich an den erſten Redner das dringende Anſuchen 
ſtellen mögen, die felſenfeſte Ueberzeugung von der rechtlichen Begründung 
der ſchleswig⸗holſteiniſchen Anſprüche doch ein klein Wenig erſchüttern zu 
laſſen und der Möglichkeit Raum zu geben, daß man auch dort in der Be⸗ 
urtheilung dieſer Verhältniſſe ſich einer gewiſſen einſeitigen Auffaſſung möchte 
hingegeben haben. 3 möchte ich verſichern, daß die Staatsregierung 
mit allen Rednern in dem Wunſche übereinſtimmt, dieſes Streitobject aus 
der Welt zu ſchaffen, und ſie glaubt in dieſer Beziehung die angemeſſenen 
Vorſchläge gemacht zu haben. Wenn das Haus eine Modification dieſer 
Vorſchläge wünſcht, fo möchte ich bitten, einen feſten unzweideutigen Aug: 
ſpruch zu thun, daß man uns nicht ſagt, ſtrebt eine billige Ausgleichung an 
und uns im Ungewiſſen läßt, worin die Billigkeit beſtehen ſolle. i 

Abg. Wallichs: Wegen der vorgerückten Stunde verzichte ich auf eine 
ausführliche Darſtellung des Sachverhältniſſes, die ich dem Hauſe ſonſt als 
Schleswig⸗Holſteiner gern egeben hätte. Dem Antrage auf Ueberweiſung 
an die Budgetcommiſſion ſchließe ich mich an. N 

„Die Debatte wird hierauf geſchloſſen und der Antrag der ſchleswig⸗holſtei⸗ 
Moe . nebſt der betr. Etats⸗Poſition der Budget⸗Commiſſion 
erwieſen. 

Die 805 ſchließt um 4% Uhr. Nächſte Sitzung: Freitag 12 Uhr. 
(Etat des Handelsminiſteriums.) 

Berlin, 25. Februar. (Amtliches.] Se. Majeſtät der Kaiſer und 
König bat im Namen des Deutſchen Reiches den Kaufmann Moritz Mare 
in Moskau zum Vice⸗Conſul des Deutſchen Reiches ernannt. 

Se. Majeſtät der König hat dem Appellationsgerichts⸗Rath Springmühl 

in Breslau die erbetene Dienſtentlaſſung mit Penſion, unter Verleihung des 
Charakters als Geheimer = Me ertheilt. 
Den Civil⸗Jugenieuren J. Brandt u. G. W. von Nawrocki zu Berlin 
iſt unter dem 22. Februar d. J. ein Patent auf einen Condenſationswaſſer⸗ 
Ableiter auf drei Jahre ertheilt worden. — Den Ingenieuren Eduard 
Roſenkranz in Dortmund und Theodor Jellinghaus in Camen iſt 
unter dem 22. Febr. 1875 ein Patent auf eine Schaltvorrichtung an Geſteins“ 
Bohrmaſchinen auf drei Jahre ertheilt worden. 

Berlin, 25. Febr. [Se. Mafeſtät der Kalſer und König] 
empfing heute zunächſt die Hofmarſchalle und ließen Sich dann durch 
den Kriegsminiſter und den Chef des Militär⸗Kabinets, General von 
Albedyll, Vortrag halten. 

Heute findet im Königlichen Pilais eine muſkaliſche Abendunter⸗ 
haltung unter Mitwirkung der italieniſchen Künſtler ſtatt. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz] 
beſichtigte geſtern Mittag 12 Uhr die Central⸗Turnanſtalt zum Schluß 
des Offizierkurſes. 

Ihre Kaiſerliche und Königliche Hoheit dle Kronprinzeſſin empfing 
Nachmittags 4% Uhr Frau von Krauſe, geborene von Bunſen. Beide 
Höchſten Herrſchaften beehrten Abends 8% Uhr die Abendgeſellſchaft 
beim Miniſter des Königlichen Hauſes Freiherrn von Schleinitz. 


(Reichsanz.) 
O Berlin, 25. Februar. 


[Zur päpſtlichen Encyelica. — 
Die Porzellan⸗Manufactur.] Die Beſprechungen der Preſſe 


GGG en ie ee 

über das päpſtliche Rundschreiben bezeugen, daß die öffentliche 

in Deutſchland völlig darüber zur Klarheit gekommen iſt, wie es ſich 
bei der gegenwärtigen Auseinanderſetzung zwiſchen der weltlichen 
Macht und dem katholiſchen Kirchenregiment um zwei Leb ensfragen 
handelt: um eine Macht⸗ und um eine Culturfrage. Wenn das 
Oberhaupt der römiſch⸗katholiſchen Kirche ſich für berufen erachtet, die 
in Deutſchland gegebenen Geſetze für ungiltig zu erklären und die 
Mitglieder der Kirche zur Auflehnung gegen die Staats⸗Autorität zu 
verpflichten, ſo nimmt es für ſich die Souverainetät in Deutſchland 
in Anſpruch. Gleichzeitig aber handelt es ſich um die Culturent⸗ 
wickelung der Volker. Wenn die päpſtliche Autorität, welche ihr Pro⸗ 
gramm im Syllabus und in den vaticaniſchen Decreten, ſowie in 
der neueſten Eneyclica niedergelegt hat, die ſtaatlichen Einrich⸗ 
tungen von ſich abhängig machen will, ſo liegt es auf der Hand, 
daß die Entwickelung nationalen Lebens in eine rückgängige Be⸗ 
wegung hineingedrängt werden ſoll, welche uns allmählich in die 
finſtere Zeit des Mittelalters führen würde. Wäre es denk⸗ 
bar, daß dieſes Syſtem jemals zum Siege gelangte, fo wäre der 
geſammten Lebensentwickelung der Nation und zugleich den Grund⸗ 
lagen aller menſchlichen und chriſtlichen Cultur der Todesſtoß gegeben. 
Zu einer conereten Beleuchtung dieſer Wahrheit dient die Geſchichte, 
welche jüngſt mit dem Caplan und der minderjährigen Tochter eines 
Kaufmanns in Paderborn zur Entſcheidung gelangt iſt. Das Cölibat 
und die Sittenſtrenge der geiſtlichen Disciplin erhalten durch den Fall 
gleichzeitig eine bemerkenswerthe Illuſtration. Man ſieht, wie weit ab 
die Beſtrebungen der geiſtlichen Macht liegen von den Grundlagen 
ſtaatlichen Rechts und ſittlicher Ordnung. — Zu den Plätzen, welche 
für das Reichstagsgebäude in Ausſicht genommen waren, gehörte be⸗ 
kanntlich auch das Terrain der früheren Porzellan-Manufactur. Von 
der Benützung dieſer Bauſtelle iſt bei den neuen Verhandlungen über 
das Reichstagsgebäude Abſtand genommen worden, dagegen iſt der 
Plan wieder in den Vordergrund getreten, die Gewerbe⸗Akademie an 
dieſer Stelle zu errichten und es ſchweben darüber jetzt Verhandlungen 
zwiſchen den betheiligten Reſſorts. Im Zuſammenhange mit dieſem 

Project ſteht der Plan eines Straßendurchbruchs zur Verbindung der 

Zimmerſtraße bis zur Königgrätzerſtraße. 


D. R. C. [Sechſter Congreß Deutſcher Landwirthe.] Dritter Tag, 
Mittwoch, 24. Februar. Der Präſident eröffnet die Sitzung um 10 Uhr 20 
Min. mit einigen geſchäftlichen Mittheilungen. Dann ertheilt er das Wort 
Ru Berichterſtatter für die eingegangenen Anträge der einzelnen Mitglie⸗ 

er, dem | 

Referenten von Langsdorff⸗Dresden. Derſelbe berichtet über die Be⸗ 
ſchlüſſe, die in der geſtern Abend ſtattgehabten freien Verſammlung bezüglich 
der vorliegenden Anträge gefaßt worden ſind. Die ſehr zahlreich beſuchte 
freie Verſammlung hat nach reiflicher Erwägung der einzelnen vorliegenden 
Anträge beſprochen und beſchloſſen: dem Plenum zu 5 5 bei der Be⸗ 
rathung der Anträge die nachſtehende Reihenfolge inne zu halten: 1) der 

trag des Herrn von Knebel⸗Döberitz bezüglich der Juſttzorganiſation; 2) 
der Antrag Niendorf und Genoſſen bezüglich des Münzgeſetzes; 3) der An⸗ 
trag Niendorf und Genoſſen bezüglich der Eiſenzollfrage; 4) der Antrag 
p. Knebel⸗Doberitz bezüglich des Freizügigkeitsgeſetzes; 5) der Antrag von 
Dieſt⸗Daber bezüglich der Stempelſteuerfrage. — Für dieſe 5 Anträge bean: 
tragt die freie Commiſſion in die ſofortige Berathung durch das Plenum 
einzutreten. — Ferner beantragt die freie Commiſſion die Anträge der HH. 

Schulz⸗Brieg bezüglich der Unterrichtsfrage; Sucker betreffs der Lebensber⸗ 
ſicherung der Arbeiter und Poſſart bezügl. der Beſchickung des Fabrikanten⸗ 
tages in Leipzig dem Ausſchuß zur Vorberathung ev. Berichterſtattung für 
den nächſten Congreß zu überweiſen. Endlich beantragt die freie Commiſſion 
die Anregung des Hrn. Pieper⸗Dresden bezügl. der Cloakenfrage durch Ueber 
gang zur Tagesordnung zu erledigen. — Der Referent ſchließt ſich im Gro⸗ 
zen und Ganzen den Anträgen der freien Commiſſion an, in Betreff des 
Antrages Niendorf und Gen. bezüglich der Münzfrage, bittet er jedoch von 
dem Antrage der freien Commiſion abzuweichen und dieſen die Münzfrage 
betr. Antrag an den Ausſchuß zur Vorberathung reſp. Berichterſtattung beim 
nächſten Congreß zu überweiſen. 5 

Es folgt eine längere Discuſſion über die geſchäftliche Behandlung der 
Anträge, an deren Schluß die Verſammlung ſich für die Anträge des Re⸗ 
ferenten entſcheidet und den Antrag der HH. Niendorf und Gen. bezügl. der 

Münzfrage an den Ausſchuß zur Vorberathung und Berichterſtattung an den 
nächſten Congreß überweiſt. . f 

Vor Eintritt in die Verhandlungen wird noch feſtgeſetzt, daß kein Redner 
länger als 15 Minuten ſprechen darf. Dann tritt die Verſammlung in die 
Berathung des Antrages des Herrn v. Knebel⸗Döberitz, welcher folgenderma⸗ 
ßen lautet: Der Congreß wolle beſchließen zu erklären: „Es it im Intereſſe 
der Landwirthſchaft dringend geboten, die Juſtizorganiſation in der Richtung 
jr reformiren, daß der Landmann zurf Wahrnehmung ſeiner rechtlichen Ange⸗ 

egenheiten nicht meilenweit zu 1 55 habe und ſich nicht ferner vor einen 
unter dem Eindrucke der ſtädtiſchen Verhältniſſe lebenden, mit den ländlichen 
aber unbekannten Richter geſtellt ſehe. Die Rechtspflege muß dem Land⸗ 
manne vielmehr gleich dem Bewohner der Städte an Ort und Stelle admi⸗ 
niſtrirt und es müſſen dem Richter mit den Verhältniſſen der Landwirth⸗ 
ſchaft vertraute Perſonen (Schöffen, Geſchworene in Eivilſachen) zur Seite 
geſtellt werden.“ 

Zur Begründung feines Antrages erhält das Wort: AR, 

r. v. Knebel-Döberig: Er ſei ſich bewußt, daß er bier eine ſehr 
beitle Frage anrege, gewiſſermaßen damit in ein Wespenneſt gegriffen babe. 
Nichtsdeſtoweniger habe er ſich doch verpflichtet erachtet, dieſe Frage hier an⸗ 
zuregen, denn ſie greife ebenſo tief ein in die landw. Intereſſen, wie die 
Arbeiterfrage und Steuerfrage. Dieſe Frage iſt eine Art von Doctorfrage 
und es werde ihm daher ſehr ſchwer werden, dieſelbe in der knapp zugemeſſe⸗ 
nen Zeit von 15 Minuten genügend klar zu legen. Er verlange für die 
Landwirthſchaft gleiche Luft, gleiches Licht und gleiche Exiſtenzbedingungen 
wie für die Induſtrie und die Gewerbe. Die Begründung ſeiner Forderung 
finde er in dem bekannten Ausſpruch des franzöſiſchen Marſchall Bazaine, 
daß kein Richterſpruch geſetzlich ſei, wenn er nicht von dem Angeklagten 
Gleichgeſtellten gefällt werde. Dieſen Ausſpruch nehme er auch für die 


deutſche Landwirthſchaft in Anſpruch. Er verlange mit ſeinem Antrage eine 
Ausübung der Juſtiz, um dem Landwirth dieſelben Vortgeile zu bieten, 
welche dem Induſtriellen jetzt ſchon Main werden. Der; Landwirth werde 
durch die Reiſen zum Gerichtsorte, Unkenntniß der Richter mit den Verhält⸗ 
nifjen des platten Landes ꝛc. vielfach in feinem Rechte beſchränkt, während 
der Induſtrielle, der Bewohner der Städte ſich jederzeit in der Lage befinde, 
mit ſeinem Rechtsanwalt, ſeinem Richter zu ſprechen und von einem Richter 
beurtheilt zu werden, der mit feinen Verhältniſſen vollkommen vertraut ſei. 
Redner citirt für die Richtigkeit feiner Behauptung mehrere aus der Praxis 
Hide ed Beiſpiele. Als einziges Mittel zur Beſeitigung dieſer Uebel: 


tände erachtet Redner die Einſührung von ambulanten Gerichtshöfen. Er 
ei gewiß der letzte, der das alte Geſpenſt der Patrimonſal⸗Gerichte wieder 
einführen wolle, aber das ſtehe feſt, daß fie ſeiner Zeit den Landwirthen 
ganz erhebliche Bequemlichleiten geſchaffen haben; der zweite Geſichtspunkt, 
3 dem er feinen Antrag begründe, ſei, daß der gegenwärtige Richter auf 

e zu abſtracten Standpunkte ſtehe, der eben nur dadurch paralyſirt wer⸗ 
den bone, daß man ſich für das vom Marſchall Bazaine ausgeſprochene 
Princip enaſcheide, für das judieium parium, zur Anregung vieler Frage 
8 er at: ich durch eine Aeußerung des Abg. Lasker bei Gelegenheit der 
ebatte ber die Propinzalordnung deranlaßt worden, nach welcher der 
Richter für fie Rechtſprechung unverantwortlich ſei. Das ſei ein böchſt 
8 Princip. das man fo viel als möglich unſchädlich machen müſſe. 
Dies erreiche man und mache den Richter weniger verantwortlich, wenn man 
ihm ſach⸗ und fachkundige Leute (Schöffen) zur Seite ftelle. Er bitte ſeinem 
Antrage zuzustimmen und erkläre, daß er dieſe Frage jo lange immer wieder 
anregen werde, bis es gelungen fein werde, wie ein Reichs⸗ “ ber⸗Handels⸗ 
Gericht, jo auch ein Reichs Ober Landwirthſchafts⸗Gericht herzustellen. (Bravo.) 
Herr v. Lenthe: Als früherer Richter glaube er wohl in der Lage zu 
ſein, ſich ein Urtheil in dieſer Frage zu bilden. Die Klagen des Herrn 
von Knebel halte er für vollkommen begründet und wiſſe aus Erfahrung, 
daß dem Landwirth durch Umſtände der mannigfachſten Art ſein Recht 
erſchwert werde, ſei es durch die weite Entfernung zum Gerichtsort, ſei es 
durch Störung im Wirthſchaftsbetriebe durch Abhaltung der Termine ꝛc. 
Deshalb ſei auch der Wunſch vollkommen gerechtfertigt, bei der gegenwärtig 
vorgenommenen Reform der Juſtizgeſetzgebung den Bedürfniſſen der Land: 
wirtbichaft jo viel als möglich Rechnung zu tragen. Dies glaube er aber, 
könne weniger durch den Antrag des Herrn von Knebel als dadurch erzielt 
werden, daß rechtskundige Landwirthe die neuen Juſtizgeſetze einer Begut⸗ 
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Der 
Tagesordnung dadurch, daß eine ſehr ſtarke Agitation der Eiſeninduſtriellen 
im Werke ſei, welche die Siſtirung jener Zollbeſtimmungen verlangt, indem 
fie vorgaben, die Induſtrie befinde ſich in ſo ſchlimmer Lage, daß fie unfehl⸗ 
bar untergehen müſſe, wenn der Schutzzoll falle. Der Tarif vom 7. Juli 


1873 ſei aber nicht blos für eine Dauer von dieſem Datum bis zum 


31. December 1876 gemacht, ſondern expreß mit der Abſicht einer weiteren 
Dauer darüber binaus. Jede Aenderung beritoße alſo gegen die Abſicht des 
Geſetzgebers, ja man müßte eine ſolche Aenderung geradezu einen Ver⸗ 
tragsbruch nennen, da jene a ge als Compromiß zwischen 
zwei großen Intereſſen⸗Gruppen zu Stande kam. i 

Die Verſammlung nimmt ohne weitere Discuſſion den Antrag Niendorff 
einſtimmig an. . 5 

Es folgt der Antrag des Herrn v. Knebel⸗Döberitz, bezüglich des 
Freitagen ae pe derſelbe lautet: ; 

„Der Congreß wolle beſchließen, zu erklären: „Die unbeſchränkte Frei» 
zügigteit macht die Armen⸗Verbände 1 0 und rechtlos, dieſelbe iſt neben der 
communalen Armenpflege eine rechtliche Unmöglichkeit. Es wuß entweder 
die Jen nnen beſchränkt oder die communale Pflicht der Armenpflege auf⸗ 
gegeben werden. j 

Es erhält das Wort zur Begründung feines Antrages Hr. v. Knebel⸗ 
Döberitz: Es iſt kaum zu erklären und läuft auf die nackte Rechtloſigkeit 
binaus, daß bei der Freiheit der Bewegung, die durch das neue Geſetz ein⸗ 
geführt iſt, thatſächlich die Unfreiheit der Armenpflege beibehalten iſt. Red⸗ 
ner illuſtrirt dieſe Debayptung durch Aufzählung mehrerer Anträge aus der 


raxis. 

Graf Zedlitz⸗Trützſchler erklärt ſich gegen den Antrag und namentlich 
gegen den erſten Theil deſſelben. Die Behauptung, daß die unbeſchränkte 
Freizügigkeit die Armenverbände hülf⸗ und rechtlos mache, und daß fie neben 
der communalen Armenpflege eine rechtliche Unmöglichkeit ſei, gehe unbedingt 
zu weit und widerſpreche dem thatſächlichen Verhältniß. Es ſei nicht im 
Intereſſe des Congreſſes Behauptungen aufzuſtellen, die den Thatſachen 
widerſprechen und empfehle er deshalb unter Ablehnung des Antrages von 
Knebel⸗Döberitz folgende Reſolution zur Annahme: „Das Princip der 
communalen Armenunterſtützung ſteht in der Form, in welcher es zur Zeit 
geſetzlich fixirt iſt, mit der bedingungsloſen Freizügigkeit in Widerſpruch. Es 
iſt dringend zu wünſchen, daß hierin geſetzliche Remedur eintrete. l 

Frhr. v. Dim ſpricht ſich gegen den Antrag v. Knebel aus, weil derſelbe 
nur geeignet ſein könnte, den Congreß zu decreditiren und ſeinen zahlreichen 
Feinden Material gegen die Anhänger des Congreſſes in die Hand zu geben. 

Nachdem Hr. v. Knebel ſeinen Antrag nochmals vertheidigt, wird der⸗ 
ſelbe von der Verſammlung abgelehnt und der Antrag des Grafen Zedlitz 
mit großer Majorität angenommen. a 5 

Es folgt nunmehr die Berathung des Antrages des Hrn. v. Dieſt⸗ 
Daber, welcher folgendermaßen lautet: „Der Congreß wolle an den Herrn 
Miniſterpräſidenten Fürſten Bismarck das dringende Erſuchen richten: dafür 
Sorge zu tragen, daß die durch die Cab.⸗Ordre vom 30. April 1847 geſetzlich 
feſtgeſtellte Stempelabgabe von 15 Sgr. für jedes Exemplar des Kauf: und 
Lieferungs⸗Vertrages bei dem kaufmänniſchen Verkehr über bewegliche Gegen⸗ 
ftande mit Einſchluß der Actien und anderer geldwerthen Papiere fortan 
regelmäßig erhoben werde.“ . ! 

Der Antragſteller verweiſt bei Begründung feines Antrages zunächſt 
darauf, daß er bereits im vorigen Jahre als Referent über den Immobilien⸗ 
ſtempel dieſe Frage fo nebenbei berührt habe. Auch ſpäter habe er in einer 
kleinen Schrift: „Geldmacht und Socialismus“ die Sache nochmals angeregt 
und darin ausgeführt, daß bis jetzt noch nichts darüber verlaute, ob der 
geringe geſetzliche Stempel von 15 Sgr. von den Börſen⸗ und Actiengeſchäften 
wirklich erhoben werde, während doch bei den Immobilien bei jedem Ueber⸗ 
gange durch Kauf ein Stempel von einem Procent eingezogen werde. Erſt 
in den letzten Wochen } 
Blättern gefunden, daß der Stempelfiscus in einzelnen Fällen mit Erhebung 
obiger Steuer und mit Strafen eingeſchritten ſei. Gleichzeitig hätten aber 
auch die Berliner Börſenblätter ganz ungenirt darüber öffentlich berathen, 
wie das Geſetz dennoch zu umgehen und die Strafe zu vermeiden ſei. 

Hr. v. Lenthe iſt dem Vorredner ſehr dankbar, daß er die 551 hier 
angeregt hat, eine Reſolution darüber zu faſſen, hält er aber für überflüſſig, 
weil die Sache ohnehin ihren Gang gebe und außerdem die Angelegenheit 
eine deutſche ſondern rein preußiſche ſei. Er beantrage deshalb zu beſchließen: 
„Die Verſammlung ſieht von einer Abſtimmung über dieſe Frage, als bei 
der allgemeinen Uebereinſtimmung des Congreſſes überflüſſig, ab.“ 

Der Antrag v. Lenthe wird von der Majorität der Verſammlung an⸗ 
genommen. Nächſte Sitzung morgen 10 Uhr. 

Aus Mecklenburg ⸗ Schwerin, 23. Februar. [Das Stre⸗ 
litziſche Reſeript wegen Verwendung der franzöſiſchen 
Kriegsentſchädigungsgelder!] liegt jetzt in feinem Wortlaut 
vor. Zur Ergänzung der bereits gegebenen Mittheilungen über deſſen 
Inhalt iſt noch nachzutragen, daß die Abſicht des Großherzogs, den 
dritten Theil der Summe ſeiner eigenen Kaſſe zufließen zu laſſen, 
damit motivirt wird, daß die landesherliche Kaſſe ſeit dem Jahre 1867 
„durch den Eintritt des großherzoglichen Militär⸗Contingents in den 
norddeutſchen Bund zur Herſtellung der Kriegsbereitſchaft deſſelben 
und feiner neuen Formation“ ſehr erhebliche, nahezu 200,000 Thlr. 
betragende Koſten gehabt habe. 

Hamm, 24. Februar. [Das hieſige Appellationsgericht!l 
hat vorgeſtern das Erkenntniß erſter Inſtanz gegen den Pfarrer 
Biſchopink zu Opherdicke, angeklagt wegen Verleumdung reſp. Beleidi⸗ 
gung der „katholiſchen Kirche“ (er ſoll nämlich in einer Predigt, ge⸗ 
halten bei der Frohnleichnams⸗Proceſſion, die „Altkatholiken“ Ver: 
räther der kathollſchen Kirche genannt haben) dahin abgeändert, daß 
ſtatt 6 Wochen 14 Tage Gefängniß zu ſubſtituiren ſeien. 

Herford, 24. Februar. [Schwurgerichts⸗Verhandlung.] Am 
19. d. M. ſpielte hier, wie der „Köln. Ztg.“ berichtet wird, ein ernſtes Drama, 
welches wohl als Illuſtration zu des Abgeordneten von Meppen kühnem 
Worte: „Unterm Krummſtab iſt gut wohnen“, dienen könnte. Von Morgens 
9 bis Abends 7 Uhr ununterbrochen wurde auf dem Schwurgericht die An⸗ 
klage gegen den Caplan Hanwahr aus Verl bei Rittberg verhandelt. Der 
Angellagte bat vor mehreren Jahren eine Tochter des Kaufmanns S. in 
Verl, die bei ihm als Kind den Religionsunterricht beſuchte, wiederholt zu 
unzüchtigen Handlungen verleitet; deshalb war er wegen Verbrechens gegen 
die Sittlichkeit angeklagt, ſtand jetzt vor Gericht und wurde verurtheilt. Das 
Merkwürdige bei dieſer Sache war, daß ſie nach mehreren Jahren erſt an⸗ 
hängig gemacht wurde, und die Aufklärung, warum das geſchah, war es, was 
allgemeine Erregung und Entrüſtung hervorrief. Es war den Eltern der 
M. S. um jene Zeit ein Gerede zu Ohren gekommen, welches ſie zwar nicht 
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115 er einige Andeutungen darüber in den öffentlichen 
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gart um er dort reich geworden war. Ihm eſiel das junge Mädchen, er 
warb um fie, er war Allen genehm, er verlobte fin,‘ mit ihr. Da entbrannte 
die Eiferſucht des Caplans, der Fremdling wurde nus. Gegenſtand feiner Al⸗ 
griffe in der Predigt, er ſprach bon gemeinen Menſchen, Dieben, Mördern 
u. dgl, die nach Amerika gingen, dort, man wiſſe nicht auf welche Weiſe, 
reich würden, heimlebrten und eine große Rolle ſpielten. Jedermann wußte, 
auf wen dieſe Worte gezielt waren. Der Fremde reiſte im Herbſt ab. Einige 
Monate ſpäter konnte die M. S. ihre Schwangerſchaft nicht Mehr verbergen; 
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1 * 
fie nannte ihren Eltern den Caplan als Vater ihres Kindes» Ihr Vater 
machte davon ehrlich dem Amerikaner Anzeige; diefer war aber jo verliebt 
in ſeine Braut, daß er alsbald herüberkam und dieſelbe als ſein Weib heim⸗ 4 
führte. Der Caplan hatte etz Anfangs gewagt, feine Geliebte des Umgangs 
mit Anderen zu verdächtigen, doch hatte dieſe Verleumdung keinen Erfolg. 
Der Kaufmann S. bat ihn, da doch in der Bache ſich nichts ändern ließe, wenige 1 
ſtens von Verl ſich verſetzen zu laſſen, damit er, der Kaufmann, von dem 


Anblick des Verführers feiner Tochter befreit werde. Er ſah ſich, da feine 
Bitten nicht halfen, genöthigt, den Dechanten K. zu Hilfe zu ziehen. Dieſer 
vertröſtete ihn, es wurde aber nichts anders. Da begab er ſich endlich kus 
Paderborn zum Domherrn Peine und dieſer verſprach Abhilfe. Der Kauf⸗ 
mann S. erhielt weiter keine Antwort; nur zufällig vernahm er ſpäter, daß 
der Caplan auf vierzehn Tage bei einem Confrater ſich aufgehalten, 
dort geiſtliche Exercitien getrieben und verſprochen habe, vierzehn Tage 
lang das h. Meßopfer nicht darzubringen; dies ſei ſeine Strafe geweſen. 
Aber an ſich ſelbſt erfuhr der Kaufmann mehr und mehr die Folgen 
ſeines kühnen Schrittes. Erſt Dieſer, dann Jener zog ſich von ihm 
zurück, die Geiſtlichkeit ringsum hatte ihn verbehmt, er wurde 
auf der Straße nicht mehr gegrüßt, die Leute kauften nicht mehr von 
ihm, ſein Geſchäft nahm täglich ab, er wollte aus Verl auswan⸗ 
dern, wenn er nur ſeine Habe verkaufen konnte. Der Verzwei⸗ 
felung nahe gebracht, machte er endlich Anzeige beim Staatsanwalt, 
und zwar, worauf allein geklagt werden konnte, wegen der an dem weniger 
als vierzehn Jahre alten Kinde verübten Unzucht. Während der Unter⸗ 
ſuchung liefen noch anonyme falſche Denunciationen gegen die Familie des 
achtbaren Kaufmanns beim Staatsanwalt ein; fie machten aber eben jo 
wenig Eindruck, wie die albernen oft widerlichen Ausſagen der Entlaſtungs⸗ 
zeugen und deren Angriffe auf die Belaſtungszeugen. Einſtimmig wurde 
von den Geſchwornen der Angeklagte für ſchuldig erklärt und vom Gericht 
zu zwei Jahren Zuchthaus verurtheilt. Dieſe Entſcheidung fiel ganz gegen 
die Erwartung der fanatiſirten Anhänger des Caplaus aus, die, beſtimmt 
auf feine Freiſprechung rechnend, ſchon die Erlaubniß zur Errichtung einer 
Ehrenpforte eingeholt hatten. Wie bedrohlich die Lage des Kaufmanns war, 
der es gewagt hatte, ein Verbrechen eines Geiſtlichen anzuzeigen, erhellt 
daraus, daß die Behörden ſchon den Fall erwogen batten, jenen durch M⸗ 
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litär ſchützen zu müſſen. Weshalb die geiſtlichen Behörden nicht anders 
Be en Caplan eingeſchritten find, als fie gethan haben, erſcheint une 1 
erklärlich. ke 

Fulda, 23. Februar. [Die Uebergabe reſp. Uebernahme 
des hieſigen Schloſſes] Seitens der Königlichen Genetal⸗Ver⸗ 
waltung des Kurfürſtlichen Hausfideicommiſſes zu Kaſſel an den Land⸗ 8 
grafen Friedrich von Heſſen fand geſtern durch die anweſenden Geh. . 
Hofrath Roſenblath, Haushofmeiſter Rohde und Beamter Küllmer aus 


Kaſſel, ſowie Regierungsrath v. Warnſtedt aus Wandsbeck und Kammer⸗ " 
Aſſeſſor Bavon aus Baden-Baden ſtatt. Heute erfolgt die Ueberweiſung 
des Schloſſes Faſanerie. Krbl. i 
Dresden, 25. Februar. [Vom Hofe. — Reichsbank.] Die 
Prinzeſſin Georg iſt von einem Prinzen entbunden worden. — Die 
hieſige Handels- und Gewerbekammer hat, wie das „Dreidener Jour⸗ 10 
nal“ meldet, heute beſchloſſen, ſich dafür zu verwenden, daß ſofort bi 
Organiſtrung der Reichsbank eine Filiale derſelben für Dresden in 
Ausſicht genommen werde. 5 5 
München, 24. Febr. [Dementi.] Die jüngſte Nummer des 
„Deutſchen Merkur“, Organs der Altkatholiken, brachte bekanntlich 4 
eine Notiz, welche es auffallend findet, daß die baieriſchen Biſchöfe erſt 
im Monat Februar, die übrigen bereits im Januar die bekannte 


Collectiverklärung, betreffend die Bismarck ſche Papſtwahldepeſche, unter⸗ 
zeichnet haben. Die Erklärung des Umſtandes, welche der „Merkur“ 
daran anreiht, wird heute von der „Augsburger Poſtzeitung“ als 9 
durchaus unbegründet bezeichnet und hierzu bemerkt: „Es iſt unwahr, 


daß die baieriſchen Biſchöfe Anfangs den Erfolg ihrer Eingabe an den 
König Ludwig II. abwarten wollten, desgleichen, daß ſchließlich Nuntius 5 
Blanchi die Unterzeichnung verlangte. Wahr iſt nur, daß ein die ⸗ 
rheiniſcher Biſchof anfänglich einen Ausdruck der Erklärung anders 
gewählt wiſſen wollte, davon aber alsbald abſah. Unterhandlungen 
der baieriſchen Biſchöfe unter ſich haben anläßlich der Collectiverklärung 
überhaupt nicht ſtattgefunden.“ - h 
München, 25. Febr. [Der Gerichtshof] des Geihworenen n: 
Gerichts hat gegen den Redacteur des „Vaterland“, Dr. Sigl, auf 
eine zehnmonatliche Gefaͤngnißſtrafe erkannt, denſelben auch in die 
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Koſten des Prozeſſes und der Strafvollziehung verurtheilt. l 3 
2 ... —.k—.—..—:?ͤͤ ͤ(————— ꝙ(——2— j ) 
Berlin, 25. Februar. Die Phyſignomie des heutigen Verkehres zeigte N 


ſich einigermaßen günftiger, das Geſchäft trug einen feſteren Charakter und = 
ebenſo war in Bezug auf die Umſätze eine größere Regſamkeit zu bemerken. 

In gewiſſem Sinne könnten dies Symptome emer allgemeinen Beſſerung 
ſein und auf einen Umſchwung in der Geſammtſtimmung ſchließen laſſen, 
doch lagen heute die Verhältniſſe anders und erweiſt ſich die Feſtigkeit eben 
nur als das Product der augenblicklich obwaltenden Umſtände. In 
der Hauptrichtung gravitirte der nunmehr zu Ende gehende Monat 
& la baisse, die in dieſe Richtung fallenden Engagements dominirten 
und es tritt daher jetzt bei der Regulirung ein Stückemangel auf, über 
deſſen Ausdehnung man auch während des heutigen Geſchäftsberkehrs noch 
keine klare Vorſtellung gewinnen konnte. Wir wollen indeß auch noch 
der Thatſache Erwähnung thun, daß nach der heute erfolgten Prämiener⸗ 
klärung das Deckungsbedürfniß ſtärker auftrat und für die davon betroffenen 
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Werthe eine Coursſteigerung veranlaßte. Geld bleibt fortgeſetzt ſehr flüſſig, 

feinſte Briefe ſind zu 24% geſucht. In den Deportſägen iſt keine weſent⸗ 

liche Aenderung eingetreten. Es bedaugen Deport Franz. 1,30—1,50, 
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Lombarden 90—100, Credit 1,50-1,60, Laura %4—a, Union 4Y—%, 
Comm. Ys- Die Speculationspapiere konnten faſt ſämmtlich eine Cours: 
avance durchſetzen und ſchließen mit höchſter Notiz, nur Disc ⸗Comm. ließ 
zum Schluß wieder etwas nach, 155,25, ultimo 155,25 —54,75 —56,25 55,50, 
Dortmunder Union war lebhafter als überhaupt in der letzten Zeit, 22,80, 
ultimo 22,50 — 22,80, Laurahütte 114,75, ult. 114,60 115,50, März 114 
114. Die Oeſterr. Nebenbahnen behaupteten ſich heute beſſer als in den 
vergangenen Tagen, für Galizier ſcheint ein umfangreiches Decouvert zu si 770 
ſtiren, andere Bahnen wurden wenig gehandelt. Auswärtige Staats⸗An⸗ 7 
leihen trugen einen recht feſten Geſchäftscharakter und zogen auch um 
Theil im Courſe an. Oeſterr. Renten gingen lebhaft um, auch 1860er Tr 
waren rege und anziehend. Italiener und Türken fanden zu beilerem 
Courſe leicht Nehmer, Amerikaner ſehr rubig. Ruſſiſche Fonds feſt und 
ziemlich belebt, namentlich zeichneten ſich nach dieſer Richtung Prämien⸗An⸗ 0 
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leihen und Bahnen aus. Preußiſche und andere deutſche Staatspapiere 
haben Sl keine größere Lebendigkeit aufzuteilen, zeigten ſich aber recht 
feſt. Badiſche 4proc. Anleihe 98 Br. Eine gleiche Stimmung machte id 
im Prioritäten⸗Geſchäfte bemerkbar. Preußiſche Deviſen er im Verkehre 
eine Zunahme erfahren, namentlich waren Stettiner gefragt, Mehltheuer⸗ 1 
Weida ging in Ehe um, von Wa Prioritäten waren Gas | 

liziſche, ferner Kaſchau⸗Oderberg und Ungariſche Nord» Ditbahn be⸗ 
liebt. Auf dem Eiſenbahnactien⸗Markte hatte eine feſte Stimmung 
Platz gegriffen, die rheiniſch⸗weſtphäliſchen Speculationsdeviſen behaupteten 
ſich auf geſtriger Notiz, Anhalter und Potsdamer gingen lebhaft um, Ober⸗ 
ſchleſiſche waren dagegen wiederum matt, und eben ſo ließen Freiburger im 
Courſe nach. In leichten Actien blieb der Verkehr klein und unbedeutend, 


Rumänen feit, Schweizer Bahnen beſſer, Unjonbahn und Weſtbahn belebt. ® 
Breſt⸗Grajewo zu ſteigendem Courſe in gutem Verkehr. Bantartien zeigten 
ſich ſehr ruhig, konnten aber nicht durchgängig ihre letzte Notiz behaupten. 
rob.⸗Gewerbeb. beſſer, Berl. Handelsgeſellſchaft (alte) höher, eben jo auch 
Fſrankf. Wechslerbank und Basler Bankv. anziehend. Wechſelſtuben belebt, 4 
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berſucht, die Soclafiten mit den 


Franer dat, iche Ea Bedenkt ege, ‚oe fö geen me] Ger d ee Achten 


beten Gentralbant fur Indußeie und gern des ch 1770.00 ee 
Val nachgeben. Indufirie-Bapiere eee Yen, eden bean. a 8 u e e e been En Berliner Börse vom 25. Februar 1875. 
dete geſtrige Notiz, Viehbof feſt, Flora und Weſtend aber weichend. . . Mae ue. Der Senat hat in feiner gen BON ner ag ae N be 
Sehr gedrückt waren Münnich und „eng der Cours eine mehrproceniige Ein- den Artikel des Sirafgeſetzbuchs betreffend die Aufrechterhaltung der Weohsel-Course. Eisenbahn-Stamm-Actien. 
Buße davon. Bergwerkspapiere ir, Allgememen feſter, matt zeigten ſich nur | Todeöftrafe mit 73 gegen 36 Stimmen genehmigt. ee TER ET as 
8 Arenberger, Rheiniſche Bergw., Tarnowitzer und Schleſiſche Koblen. Wechſel Kopenhagen, 25. Februar. Der Große Belt iſt voll Treibeis] zuesbarg 100 k.. 25.1 1110 @ Berg. Märkische 3 — 14 . 1820 ba 
ehr ſtill, meiſt unverändert. — Um 2% Uhr: Credit 400,50 (399), Lomb. d lanmäßige Anſchluß der Poſidampfer an die Eiſenbahn⸗ Tai ori ., — — Ber.in-Anhalt. . .|16 — 4 file bas 
TTT 
Laura 115, (Bank: u. H.⸗Z.) züge n attſinden. e Poſte a Paris 100 Frs. 8 T. 4 81.5 B Sen e 8 a 180 26 
i — — 5 8 Petersburg 00S R. 3 M. 5 ½ 280,80 dz r bahn 5 6 4 | 1050 ba 
Dortmund, 25. Februar. [In der heute abgehaltenen General- Telegraphiſche R 5 e Warschau 1008 R. 8 F. 1515 28335 be Berl. Pond, Mas? — |4 | 76.25 ba 
Berfammlung er Dortmunder Actienbrauerei] waren 2188 (Aus Wolffs Telegr. Bureau.) 5 Wien % f. 4% 18185 ba n a e e Haan na 
Aetien mit 430 Stimmen vertreten. Der Geſchäftsbericht ift; wie die „Weſtf.“ Frankfurt a. M. 25. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß] . ne I — 810 50 
Ztg.“ mine aicht günſtig, da die Bilanz 1 5 Fi m. nee ee 2929. 165 Fee 55 kin er ng 5 Er = Foce 8d 0070 8 Gin, eden Tee 5, 5 5 17 5 
i d Akichreibungen nicht ſtattgefunden haben. Es wurde beſchloſſen, miſche Weſtb. 2. Eliſabethbahn Galizier es anzoſen - N öln-Minden . 8% — 4 25 ba 
Ae Commit zur en ſGeſcaftſbrung einzuſetzen. 266%. Lombarden !) 119%. Nordweſtbahn 137. Silberrente 69%. Papier- Neg. Staats- Auleihe 1 —— . zen 3 1 1 102,60. bz 
: e de Ver. tente 64. Ruſſ. Bodencredit 92%. Ruſſen 1872 102%. Amerikaner i882 4% . fd. 410578 b DuxBodenvachB 0 ä 4 6 
Leipzig, 25. Februar. d er a 4 Sra 1 ge a A Mehl 995 99%. 1860er Looſe 116%. 1864er Looſe 313, —. Creditactien“) 199%. Bank⸗ 40. ige. 1 9950 ba GalCarl-Ludw-B.| 867 | f 10450 be 
ß Bant 142%. Brlfeier . ß 
5% zu vertheilen, ar 1 Tble len nern 5 Bankverein 80%. Frankfurter Bankverein 80%. do. Wechslerbank 87%.| Lerlner Stad Obllg., 4 10280 ba@ | Kaschau-Oderbrg| ? |5 se | 38,50 550 
reſervefond mit etwa 10, bie. zu dotiren. Oeſterr. deutſche Bank 85%. Meininger Bank 89%. Hahn ' ſche Effectenb. 112 70. Beruner . 4% lol ba FronprRadgipnb, 3 s e | 64 5.6 
Wien, 25. Februar. [Wochenausweis der geſammten lombar⸗Prov.⸗Disc.⸗Geſellſchaft 80%. Continental 85%. Heil. Ludwigsbahn 117 7. Pommersche. 4% 87,76 bz e 8 5 1 Eee 
viſchen Eiſenbahnſ vom 12. bis zum 18. Februar 1,198,122 Fl., gegen | Oberheſſen 73%. Raab-Örazer 81% . Ungar. Staatslooſe 173, 50. do. Schab: 2 e 1a, — Magdeb.-Halberst] 6 — la | 7750 bad 
r ñðùxdd aim MAL Sönke Opa nd BE Re En (ed | 1 IST 
„ =; PL 2 0° 4 — ei! \ Mainz-Ludwigsh. .| 9 — 4 in be 
463,417 Fl. J per medio vefp. per ultimo. . . Niederschl. Mark 4 |4 4 es bz@ 
5 5 N i Saal- Base =. 31 West u. Kreis ! | 9630 bia Oberschl. A. C. 5.13 — Bal @ 
Berlin, 25. Februar. [Productenbericht.] Das Geſchäft in Noggen In Folge von Deckungskäufen und höheren Berliner Notirungen ziemlich 4 Scheische‘. . 1 0 . Dee Tania 
e dene 5 r ſeſt und lebhalt. Dane Badische Präm.-Anl. 4 |120,75 bz Oester.-Fr.-St.-B. .10 — 4 153132 br 
fid dann wieder bis auf etwa geſtrigen Standpunkt, um abermals matter] Nach Schluß der Börſe: Creditactien 199, Franzoſen 265%, Lom ; zaierische 4% nete! |123,10 & Oest. Noräwestb| 8 s fs 127450 540 
zu ſchließen. — Roggenmehl matt. — Weizen war flau und namentlich barden 119. 5 Cölu-Alind.Pramiensch. 3% 108,20 bac Oester.südl,St-B., 3 5 N 2155 ba 
auf entfernte Sichten vernachlaſſigt. = Hafer loco 1 5 flau; Termine Hamburg, 25. Februar, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 5 F HA Tg Kirn a 
matt einjegend, bejeftigten ſich zum Schluß wieder. — Rüböl in recht ge: | Staats⸗Prämien⸗Anleihe 1114. Silberrente 69%. Oeſterreich. Credit⸗Actien] Kurh. 40 n Ebene ae 4% | 44 % 6775 bıG 
drüdter Haltung. — Spiritus ſehr matt und zu billigern Preiſen verkauft. 199 7, Caſſa, do. 198% pr. März. do. 1860er Looſe 116%. Nordweitbahn | graunschw. Präm.-Anleihe 74,50 bad n Se Aal r re b 
Weizen Incn 162—198 Rchmk. pro 1000 Kilogr. nach Dualitäs gelor: — Franzoſen 663 Caſſa, do. 661% pr. März. Lombarden 297% Caſſa,] Oldenburger Loose 132 C Rumän.Eisenbahn| 8 — 43480 bza 
dert, pr. Februar⸗Märd. — Kchmt, bez. pr. April Mai 1765 —177--176% do. 29614 pr. Marz. Stalieniihe Rente 70. Vereinsbank 123%. Lauras |, ua . — rend Bln 9080 be |SchweisWestbahn] 1% | — f, | 1415 dae 
chmk. bez., pr. Mai⸗Juni 1784 —178 Achmk. bez pr. Juni⸗Juli 18 7% hütte 114＋. Commerzbank 82%, dto. II. Em. —. Nordd. Bank 143%. Ducaten 958 B__[Ocst. Bln. 16290 ba Stargard-Posener, 14 „ 10 528 
* 1 bene ser e e Na pr. Ws 9 3 —. rn er q — Kiga a | ae 20,48 6. a do.Silbreid. a Eee ie re 
ember⸗Vece 825 „bez. — 2 Kündigungs äniſche Landmannbank —. ortmunder Union 22. tener Uniön⸗ | Napoleons ena aui == 


— Achmk. — Roggen pro 100 Kilo loco 140160 Achmk nach Qualität | Bank —. 64er Ruſſ. Pram.⸗Anleihe —. 66er Ruſſ. Pramien⸗Anleihe —. | Jof 40 8 Gus“ En. 293,95 b2 | Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Actien. 


r f 2 4,19 
eforvert, ruſſiſcher 142 148% Achmk. bez., ordinärer ruſſiſcher — Achmk. Amerikaner de 1882 98%. Köln⸗Mindner Stamm⸗Actien 107%. Rheiniſche a —— | Berlin-Görlitzer. 8 8 98 b 
be inländiſcher 152-159 Rchmk, ab Bahn bez., geringer inländiſcher — Gilenbaßn * Samm- Act 116%. Vergiih- Mär. St. 78%. Vaart Hypotheken-Certificate, . 31 br 
Rchmk. bez., defecter ruſſiſcher — ag bez., pr. Februar 145 Rchmk. bez., 2½ pCt. — Ziemlich feſt. Sen e e OhLS "20215 ba alle au 1:0; 1:0 41 b 
pr. Februar⸗März 1 —144 Rchmt. bez, pr. Frühjahr 142 —143½—] Hamburg, 25. Februar. [Getreidemarkt.] Weizen loco ruhig, auf] Erk. Pb. d. Pr. Iyp. B. j 100 50 B e e ee 
143 Nchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 140% —140—1 4, Römt. bez., pr. Juni⸗ Termine matt. Rogen loco unverändert, auf Termine matt. Weizen 126pfp. | Veuische Up. B b 8558 G A Rn 8750 22 
li 140% — 140 Achmk. bez, pr. November⸗December — Achmk. bez. per Febr 1000 Kilo netto 184 Br., 182 Gd., per April⸗Mai 1000 Ale Unkünd, de. 80,640 b |Magdeb-Halberst,| 2% 24 6% 30 ba 
ekünvigt — Ctur. Kündigungspreis — Achmk. — Gerſte loco 144—188 netto 181 Br., 180 Gd., per Mai⸗Juni 1000 Kilo netto 183 Br., 182 do. rückbz.& ids 1107.40 ba \do, lt. G/s 8 94,75 da 
Achmk. nach Qualität gefordert. — Hofer pr. 1000 Kilogr. loco 158 186 Gd., per Juni⸗Juli 1000 Kilo netto 184 Br., 183 Gd. Roggen per Febr. „ 4e. do. do. 4% 99,50 da eee 8 2 3 
Achmk, nach Qualitat gefordert, oſtpreußiſcher 162-170 Achmk. bez. weſt⸗ 1000 Kilo netto 150 Br., 148 Gb., per April⸗Mai 1000 Kilo netto 144 Br., 4% 4 ff. e. 4% 10 b,. Hechte C. U. Bahn 6% | — [5 110 B 
preußiſcher 162 —170 Achmk. bez., ruſſiſcher 162—170 Achmk. bez., ſchleſiſcher 143 Gd., per Mai⸗Juni 1000 Kilo netto 143 Br., 142 Gd., pr. Juni⸗Juli] Kündb.uyp.-Schuid.io/s | 99,78 bz Rum. (40% Einz.) 8 8 83 p. 
— Nchmk. bez. ungariſcher und galiziſcher 156—166 Achmk. dez, pommer⸗ 1000 Kilo netto 142 Br., 141 Go. Hafer und Gerſte unverändert. Ruüböl] 3p. ant Norge ene |101,50 e Saal-Bahn .. . — Ne 3 
fer 174—178 Nchmk. ab Bahn ber, medlenburger 174-178 Rhmt. ab] ſlau, loco und per Febr. 56%, per Mai per 200 Pfd. 56. Spiritus 00h. Pu. 5. 1 1% 00 b. Bank-Paple 
Bahn bez., dr. Februar⸗März 168 Rchmk. bey, per Frühjahr 1664 —167% fil, per Februar 44%, per April» Mai und per Mai⸗Juni 45, per do. do. il Es 10525 ba  |AngloDeutscheBkı © | — 14 145.6 
— 167 Kchmk, bez., pr. Mai Juni 160-1604 Achmk. bez., pr. Juni⸗Juli] Juni⸗Juli per 100 Liter 100 pCt. 45%. Kaffee ftetig, Umſaß 2000 Sad. | 40. 5%Pf.rkaibrmi10)6 110880 dg alis ene land f , |5 ja | 136 
160 Rchmk. bez., pr. Juli⸗Auguſt — Rchmk. bez. — Gekündigt — Cinr. Nele eum feſt, Standard white loco 12, 90 Br., 12, 70 God., per Februar „ 1 ů 14825 me Hal: 2 — 107% 4 238 6 EM 
Kundigungspreis — Achmk. — Erbſen: Kochwaare 187—234 Achmk. bez., 12, 80 Gd., per Februar⸗März 12, 60 Gd., per Auguſt⸗December 13, 10 | Gert. Siberpfandbr, 7% 67 ß Berk Handels- 6 2 14 118,25 570 
5511 1 2178-23 Sıhl => Monnen:| 0 Aiperpast 27% krua, Lori ee, e a 
, htel. 26— ml, Nr. O und 1 24,75— mk. — Roggen) Liverpool, 25. ar, Vormittags. aummolle] (Anfangsbericht.)] Schics; abe! 5 d n Fr 5 
mil Ar. 0: 2322 Rämt, Mt. 0 un 12120 Rn. bey — Mogasnmedt| Muitmaklger Uniap 19000 Ballen  Ciramm. Appesinsner 1000 Balen| "is ine [urelnenu| zn | - 6 | 06 
Nr. 0 und 1: vr. 1 1 20,65 Rchmk. bez., pr. Februar⸗Marz 20,65 Rmk. amerikaniſche. Südd, Bod.-Cred,-Pfäb.|5 10280 8 Bresl. Maklerbank] 6 — 4 16 K 
br, Br ieee 5 Mint. ba 5 1 — 1 er 9 5 ume 1800 25. Februar, Aae ce [Baum wolle.] (Schluß bericht.) . D n 
ai⸗Juni 20,65 ei, pr. Juni⸗Juli 20,65 Rchmk. bez., pr. Juli⸗ Um i 4000 g . 5 ö 
5 5 Tas Samt ba. Be t m an rn 1 75 5 e e ger DR Ausländische Fonds. de and 4 — N 1450 dae 
bez. — Oelſaaten: Raps — Achmk., en — Rchmk. nach Qualitat. —] Middl. Orleans 8%, middling amerikaniſche 7%, fair Dhollerah 5% ‚| best, Süberrente, . 4% 69,50 pan r TR 5 
Nubo per 100 Silo netio Inco 54 Ach beß, mit Faß — Achm der, vr müddling fair Obollerah 47 gel b Wester 4% 19 Done 9% 
Februar 54 Rchmk. bez., pe Februar⸗März 54 Achmk. bez., pr. Marz⸗April 44, fair Bengal 4%, fair Broach 5%, new fair Oomra 5%, good fair] do. Lott,Anl. v. 60 % |116,25-75e1-50 | Darmst, Zettelbk. 140 — 101,50. bad 
. / Mich Elecheeimilg | = 1 [Bf 
5 mk. bez., pr. Junj⸗Juli — Rchmk. bez., pr. September⸗October tian 8%. er Loose... f 312 a De 5 
57,7—57,2 Achmk. bez. Gekändigt — Etur. Kündigungspreis — Jichml. u e 25. Februar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Getreide⸗ um 40. ve ifi des Pie, Cem, li f 8895 Da 
— Leinöl loco 62 Achmk. dez. — Petroleum per 100 Kilo. incl, Faß loco markt.] (Schlußbericht.) Weizen behauptet. Roggen unverändert, Galatz do. Bod-Crea-Prab..ö | 1210 ba@ | Genossensch.- Ek. 3 e 
30 Rchmk. bez., pr. Januar⸗Februgr 29.—28,9 Rchmk. bez., pr. Februar⸗März! 187. 205 ſtetig, Riga 23%. Gerſte behauptet. ren eee ene 
26,80 Nchmk. bez., pi. März⸗April — Nehmt. bez., pr. April⸗Mai — Nchmk.] Antwerpen, 25. Februar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ Poln. Liquid--Pfandbr.|4 | 70,80 ba Hoch ordered a. | 9 108,90 0 
bez., pr. Mai Juni — Achmk. bez., pr. September⸗October 27 Rchmk. bez.] Markt.] (Schlußbericht) Raffinirtes, Tope weiß, loco 30% bez. u. Br., Amerik. rückz. p. ssi 10350 bag B m PR 
Gekündigt — Barrels. Kündigungspreis — Kchmk. vr. Februar 30 bez. u. Br., per März 30 bez., 30% Br., per September de e 16316 6 do. Dise. Mk. O | — 4 7880 b 
Spiritus pr. 10,000 Liter loco „ohne Faß“ 57,4 Rchmk. bez., „mit Fah“ 33 ½ bez., 34 Br., pr. September⸗December 34 bez., 34½ Br. Steigend. Französische Rente: % | — — Hessische Bank .| 0 ns 
pr. Januar⸗Februar 59,3—59,2 Rchmk. bez., pr. Februar⸗März 59,3—59 Bremen, 25. Febr. [Petroleum.] (Schlußbericht.) Standard white] Ital. neue 5% Anleihers 7010 40 20 dz | Königsb. do. ID 5% 11 — 2 B 
dib bar, Br Mar e 1 e Du eee Rümt. bers 12 Mt. 50 Pf. ber. Leit been wren: | 8490 ba ker erer e 4 [142 3 
„ pr. Mai⸗Juni 59,4—58, mk. bez., pr. Juni⸗Juli 60,2— JJ... ĩͤ EN RE RORE GREAT TE TER BR NUR ROPTTE PERS RD an i g Luxemburg. Bank] 8 5 0,35 br 
Bez, pr. Juſt⸗Auguſt 6,4608 Name bez, Pr. uguſt⸗September 61,6] Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts | Tumite guten. 40 be Aardeburger do, 95 5% a vn 
—61,2 Rchmk. bez., pr. September⸗October — Achmt. dez. — Gelündiat Sternwarte zu Breslau. r ige older 1A Men 
N Eee A N | „Februar 35.26. Nach, 2 U. Ads 10 U. | Morg, 6 1. | Finnische 10 ThinsLoose 3858 1 Cena 
Breslau, 26. Febr., 9% Uhr Vorm. Die Stimmung a igen] Luftdruck bei 0° 330,99 331,38 331,66 a ee Oberlausitzer Bh. 0 — 48 
Malte war Wire en e Preiſe Keane A tiger, deutigen Luſpderne — 4% — 85 — 6.0 eee eee 
Weizen, nur feine Qualitäten beachtet, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher ler 2 * 0,84 0,67 u, Eisenbahn-Prioritäts-Aotlen. | Osaproauc-Bx|0 | — 4 | 186 
weißer 15 bis 17,20—19,40 Mark, gelber 14,70—16,20—17,60 Mark, feinfte | Dunitiättigung 61 pt. 75 pCt. 92 WEL. | Bergmann Beta tt: th EG de Leer ae |6 % br 
Sorte über Notiz bezahlt. . f Wind O. 1 SO. 1 O. 2 do. 49. (1 02,16 b Pr. Hod. C.- Act EO | — 410 80 b 
, r. .. 
rk, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 26. 5 5 — M.: 0 Gora N ächs, g * 
Gerſte ſchwach preishaltend, per 100 Kilogr. 13,50—15 Mark, weiße 15,20 nenen Weſſere 55 Bresiau-Freib. Lit. DIR] ne . 10328 de 
Weezer weg e 100 Kilogr. 15 — 1570 bis 172 FVV (CCC Seht. Yersinsbank| 7 | — f e 
7. — 15 . . 5 chi, Vereinsban — „ 
„ ei Literariſches. ; ®e (anime zur ]e | = je | wann 
7 au behauptet, per 100 Rilogr. A7 745. er eee iſt 1.0 en 1 1 4 404% 2 Wiener Ula. — ft lis m 
rbſen wenig verändert, per 1 ilogr. 18—19—21 Mark. niß für Jeden geworden, der beute auf dieſem, morgen auf jenem Gebiet - do. „ 4 
Br; ri 7 offerirt, per 100 Kilogr. N. 21782250 Mur Belehrung ſucht. Dieſem Durchſchnittsbedürfniß des gebildeten Publikums] u Foran Guben 9.62 Aura Du Een) 
Lupinen angeboten, pr. 100 Kilogr. gelbe 14— 15,25 Mark, blaue bat fih das Mevyerfhe Werk durch Innehalten einer glücklichen Mitte daunover - Altenbakenlay,| — — n 2 
13,50—15 Mark. zwiſchen dem Zuviel und Zuwenig vortrefflich 1 ah gewußt und er⸗ Seren Be ger Berl. Makler- Bank 0 F 
Wicken mehr offerirt, per 100 Kilogr. 17—18—20 Mark. reicht feinen Zweck, über die Materien nützlichen Wiſſens ſoweit zu unterrich: | N 40, . Ser! | ne 8 Berl. Prod, Rall. Bh 12% o ftr. 88 B 
Oelſaaten in ruhiger Haltung. ten, als es der Standpunkt allgemeiner Bildung nöthig hat vollkommen. Es ver⸗“ ao. 40. Op Lud! | 9775 B r 
Sele glein mehr offerirt. meidet in der Zahl feiner Artikel das verwirrende und den Zuſammenhang] do. do. e rl Ibehen Centraib, f. Genes. 0 — fr. | 88,40. B 
75 f Per 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. der Darſtellung beeinträchtigende Uebermaß, dagegen verdienen die größeren . . 455 8 Nrdschl. Casseny.| 0 — m | I'd 
Schlag⸗Leinſaat ... 26 25 24 75 22 50 Artikel ſehr wohl den Namen ſelbſtſtändiger Abhandlungen und ſtehen durch⸗⸗ 4.0 4% — — Pos. Pr. Wechsl-B 0 Ze] 18 
Winterraps 25 30 24 20 23 20 weg auf der Höhe der Wiſſenſchaft, die neueſten Fortſchritte derſelben aller⸗ do. 1 03 @ Prov.-Wechsl-Bk.| 0 — ftr. 91 0 
Winterrübſen 24. 70 23 90 22 80 duch munen Wee ad — i Hen der Seel iſt 1 aaphe und 255 m: 0 10380 be Ver- Ak. Quistorp| 0 — ftr. | 27,76 daB 
aan 24 75 23 25 22 50 och ſtiliſtiſch wohl abgerundete Form der Darſtellung muſtergültig; auf An 40. e 
5 N 23 75 22 25 21 75 ſchaulichkeit und Klarheit des Ausdrucks iſt beſonders Gewicht gelegt. So do. 4101,10 ba Industrle-Paplere. 
RNappskuchen gut verkäuflich, pr. 50 Kilogr. 8—8,20 Mark. weit dies Überhaupt möglich iſt wird in der Parteien Streit eine objective? de 1873. Dr I 2 
Leinkuchen mehr offerirt, pr. 50 Kilogr. 10,80—11 Mark. Stellung einzuhalten geſucht. Unter den Mitarbeitern des Meyer chen Ler- du en merken 88,10 b P. Fisenbahmb. G 0 0 
Kleeſamen, unverändert, rother in feinen Qualitäten bleibt beachtet,] cons gelten die meiſten als fachmänniſche Autoritäten, ja werden unter den] do. Brieg-Neisse % — — do.Reichs:u,Co,E]8 | — 
pr. 50 Kllogr. 46—50—53,50 Mark. — weißer mehr offerirt, pr. 50 Kilogr.] „beiten Namen“ genannt; zahlreiche vortreffliche bildliche Darſtellun⸗ 40. 64 derb. | — — n 
5 3660.1 Mark, bochfeiner über Notiz. 7 — und Karten kommen dem Verſtändniß des Textes fördernd zur Hülfe.“ d.stargerd Posen 4 8 0 Westend, Com-@| 0 | — 
Thy mothee preishaltend, pr. 50 Kilogr. 28—31,50—35 Mark. as äußere Arrangement iſt ein geſchicktes, die wpographiſche und artiſtiſche do. do. II. Em. 4j 99,75 B 


5 l } : ; ; : i i i i . III. Em. 4½ 99,75 B At. 120% fi 
Mehl in ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 26,25 bis] Ausſtattung eine vorzügliche und auf Correctheit des Druckes iſt ein beſon⸗ 40. do a 5 Pr. Myp. Vers-Act 1745 [18% 
223,75 Mart sn fein 25—26 Mark, Hausbacken 23,50—24 Mark, Rog⸗ ders ſcharfes Augenmerk gerichtet. Ostpreuss. Südbahn 0 Scht, Ne 


18 — 570 B 
1 s f . Js 10850 uervers, ; 
gen⸗Futtermebl 12,25—12,75 Mark, Weizenkleie 9,25—9,50 Mark. „Meyers Neiſebücher :] Ftalſen in 50 Tagen von Dr. Th. Gjells | ebnete, Aebi 5, 1103,50 % | Donnersmarkhütte] 6 = 2 
&% Bei, in 1 Bb, fl. 8%. "Werlag des Bibliographiicen Snfitute in Jer ee | = [4 fuemahen 
. eipzig · ‚} Ohemnitz-Komotau . 6 62 6 Lauchhammer — 400 
Telegraphiſche Depeſchen. Ganz Falien in Einem Band (Taschenformat, beftimmt für venjenigen | 5 f. Fete en. 0% Ne % „ 
; (Aas Wolff's Telegr.⸗Bureau.) Reiſenden, dem es nicht beſchieden iſt, langere Zeit in Ialien weilen zu ert Dur 0% . kr. 38 0 'Moritzhütte ... 6 u 20 — 
Verſailles, 25. Februar, Abends. Nationalverſammlung. Die] können, dem oft nur ochen, manchmal nur Tage zur Reiſe vergönnt find | Gal. Carl Ludw- Behne | 93,90 b2G OBehl, Eisenwerk.| 0 = 30 3 
vor der Schlußabſtimmung über das Organiſationsgeſetz abgegebene] und der es ſich dennoch nicht 1 kann, das Land ſeiner Sehnſucht mit. , oe | „% de. Kohlenwerk| 1 | — 11 b. 
Erklärung der Rohaliſten hebt hervor: Alle Inſtitutionen ohne den eigenen Augen a ſchauen. — für ben ſchnell Reiſenven alſo, der nur] ung. Nordosten ‚jö | 63,00 dam | Schles.Zinkh-äei| a4 | = 4, 800 v, 
Kön einige Tage in Venedig bleibt, um die Pracht des Canal grande und des] Uns. Ostbahn. 61.30 do, gt. Praeiſe . 
König führten zum Verderben des Landes. Die Zukunft gehöre den i iche! + | Lemberg Czernowitz % 71,10 6 Tarnowitz. Bergb 2 
. Markusplages zu bewundern, dann weiter, das thürmerteiche Bologna berüh⸗] Lembers-Czernowitz . A Vo = 36 B 
Raadicalen, welche die gemäßigten Republikaner mit zu ſich herüber⸗ rend, über den Apennin zu den Kunſtſchäzen von Florenz eilt, um bald darauf, 0. 46. I Kldem 


ziehen würden. Die Royaliſten lehnten die Verantwortung für den] die Kuppel von St. Peter erblickend, im „einzigen Rom, das — an der] stährische Grenzbahn Js | 69 50 Baltischer Moyd . 
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Ruin des Landes ab. Die Erklarung erwähnt bedauernd den Abfall] Prach des Nenaiiance zu fäigen und die Spuren der antiten Welt aufe argen . | 3010 6. be een, = 18 12066 
gewiſſer Royaliſten und ihre Ohnmacht an hoher Stelle, wogegen ale 7 e Se ann e Ale 3 Kronpr. bases "1938 0 "dan e 0 = 93 0 
 Cifiey lebhaft proteſürte. Savarg verlas schließlich den Bericht der Feuereſſe des Bean erllimmt, in das wiedererſchloſſene Pompeſ Keine Veo“ "An. meuelß 1819.10 ad g See Flac | — 1230 4 
Anterſuchungs⸗Commiſſton über die Wahlvorgänge im Departement] das „felfenumgürtete Eiland“ Capri erſchaut und ſchließlich in Eilmär en de. den e g be Hecht. NN Sad 51 8 

de Nievre, welcher von den Bonapartiſten vielfach lärmend unterbrochen] Über Genua und Mailand, von deſſen . oder den paradieſiſchen Ufern do. Obligationen, % 870 @ Sebles. Leinennd ? | 14 88,75 B 

wurde. Die nächſte Sitzung iſt Montag. der Alpenſeen dem italieniſchen Himmel Abſchied bietend, in die nordiſche e Wien IE: 16; DORGBIE s 9 — 0 8 

Paris, 25. Jebruar, Abende. Der Bericht Savaryd über die Peſebiletz zngetbalb Jain in I. fl. unt en 5e Mart Fahrgeld lee: n ee, e wee | = 16 | 9m, 
1 Wahlvorgänge im Departement de Nievre beantragt: Die Nationalver⸗ kurz ein „Wegweiſer“ für Den due . BR ea nicht Bank Discont T pCt. 5 anden 0 — 1 
ne den Juſtizminiſter zur Mittheilung der Acten über das 7 5 selgneur arg 15 . in kürzeſter Zeit Beawel 155 eee e . e 
Comité „Appell an Peuple“ auffordern. Der Bericht beharrt darauf, don der Hesperia magna kennen lernen will; — ein folder Wegweiser 


air TTT. M ] 


* Redacteur: Dr. Stein. 
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15 deſſen gediegenen Inhalt de erfaſſers, der anerkannt beſte u. Gomp. (M. Friedrich in Breslau. 


5 daß die Bonapartiſten eine beſondere Regierung im Staat bildeten, fas borliegenbe „Stalien in 50 5 fer Sen willtominenes 2 
die ein eigenes Budget, eine eigene Polizei und eigene Beamte habe. 12 einen Italien⸗Führer, die ſicherſte Garantie bietet. Druck von Gra 


